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schaft bei der Nutzung des Rechts zum Schutz für Umwelt und Menschen. Wir bilden aus und 
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werben in Öffentlichkeit und Politik für starkes Umweltrecht und eine starke Zivilgesellschaft.  

Wir betrachten Klimaaktivismus und politisches Engagement im Allgemeinen als essenzielles Ele-

ment einer lebendigen Demokratie, da sie wichtige Beiträge zur öffentlichen Meinungsbildung 

leistet. Diese Rolle sollte von allen vier Gewalten als integraler Bestandteil des demokratischen 

Prozesses anerkannt werden. 
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Grußwort von Michel Forst 

When I was elected as the world’s first Special Rapporteur on Environmental 

Defenders back in June 2022, I had of course foreseen that climate activism 

would rapidly become an important focus of my mandate. 

My role is to protect environmental defenders from any forms of harassment, 

intimidation, or persecution, and it was rather obvious to me from the begin-

ning that there was room for improvement, to say the least, in the way state 

authorities were dealing with disruptive environmental protests. At the time, 

climate movements such as Last Generation, Just Stop Oil, or Extinction Re-

bellion to name just a few, were already leading various campaigns of civil 

disobedience, making headlines throughout Europe and beyond, and giving 

way to lively debates around the legitimacy of these forms of protests as well 

as the adequacy of governments’ responses. Yes, I had foreseen that it would 

quickly become a major focus of my work. 

What I had not foreseen at the time though, was the extent and gravity of the ongoing repression 

of environmental movements and activists. I had not anticipated that the level of criminalization 

had reached such a level that, within a year after my election, I would see peaceful environmental 

activists in Germany being explicitly compared to terrorists, being home raided, or being impris-

oned for a month to prevent them from protesting. I had certainly not anticipated that I would see 

appalling images of peaceful environmental activists of all ages screaming in pain as they were 

being carried away by German police officers, deliberately inflicting pain, to dissuade them from 

continuing their protest. 

I am profoundly worried and saddened to be witnessing such an erosion of civic space, and such 

threats on environmental defenders throughout Europe, Germany included, on the eve of the 75th 

anniversary of the Universal Declaration of Human Rights and of the 25th anniversary of the UN 

Declaration on Human Rights Defenders. Climate movements and activists are asking govern-

ments to respect the binding commitments they took under the Paris Agreement. 

And I believe that what worries governments, what leads them to try to categorize climate move-

ments as criminal organizations like in Germany, is not so much the supposed illegality of their 

activities – an excuse that is used to justify their repression – but the reach of their voice. It's the 

fact that they are audible, heard and listened to. It's the fact that they bring people together 

around a vision of society and of a relationship with our environment that requires reshuffling the 

deck, rethinking our economic models. 

This vision that environmental defenders are trying to convey is in line with the many warnings 

from scientists about the catastrophe that awaits us and the urgent need to act. Attempts at sti-

fling the voice of environmental defenders, through restrictions on civic space and fundamental 

freedoms, will not make the urgency to act lesser. The only reasonable response to peaceful envi-

ronmental civil disobedience at this point is that the authorities, the media and the public realize 

how essential it is for us all to hear what environmental defenders have to say.  

Michel Forst 

UN Special Rapporteur on Environmental 

Defenders under the Aarhus Convention 

 



 

 

Vorwort  

Jedes Jahr, wenn sich die Weltgemeinschaft auf der Weltklimakonferenz ver-

sammelt, werden wir mit neuen Berichten und Analysen zur Klimakrise kon-

frontiert. Die alarmierenden Zahlen sind längst keine abstrakten Prognosen 

mehr – wir steuern auf eine 2,9°C wärmere Welt zu und nehmen die Auswir-

kungen immer deutlicher wahr.1 Dieser Weg ist gezeichnet von einem unglei-

chen CO2-Fußabdruck, denn die reichsten 1% der Weltbevölkerung tragen die 

Verantwortung für so viele Emissionen wie 5 Milliarden Menschen.2 Wir haben 

2023 erstmals die 1,5°C Schwelle gerissen und die Kipppunkte, die das fragile 

Gleichgewicht unseres Planeten bewahren, beginnen zu wanken.3  

Deutschland trägt für die Klimakrise aufgrund seiner historischen Emissionen 

eine große Verantwortung. Dennoch ist unser Land, das sich gern als Vorreiter 

beim Klimaschutz darstellt, weit von einem Reduktionspfad entfernt, der mit 

dem verfassungsrechtlichen Klimaschutzgebot und dem Pariser Übereinkom-

men vereinbar ist. Schon die Klimaziele für 2030 drohen krachend verfehlt zu 

werden: Die Bundesregierung geht selbst nicht davon aus, mit ihrer aktuellen 

Klimaschutzpolitik die Ziele einhalten zu können.4 Am 30. November 2023 

wurde sie deshalb auch vom OVG Berlin-Brandenburg zu mehr Klimaschutz 

verurteilt.5 Und nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum 

Klima- und Transformationsfonds steht die Finanzierung vieler Transformati-

onsvorhaben auf der Kippe.6  

Wenn staatliche Institutionen die Zukunft einer jungen Generation auf Spiel setzten, dann ist es 

ihr gutes Recht, dagegen aufzubegehren, zu protestieren und mit Nachdruck auf die Einhaltung 

der verfassungs- und völkerrechtlichen Vorgaben zu drängen. Für die Bewältigung der Klimakrise 

ist eine lebhafte Klimabewegung unerlässlich. Sie spricht für diejenigen, die in unserer repräsenta-

tiven Demokratie oft überhört werden: die kommenden Generationen, junge Menschen und Men-

schen aus dem Globalen Süden. Sie ist Motor für die dringend erforderliche Transformation hin 

zu einer klimagerechten Gesellschaft, sei es auf den Straßen oder im digitalen Raum. In Deutsch-

land haben Protestbewegungen wie Fridays for Future (FFF) nicht nur das politische Klima beein-

flusst und den Klimawandel in den Fokus der Debatte gerückt, sondern auch zu konkreten klima-

politischen Fortschritten beigetragen7 – nicht zuletzt zum Klimabeschluss des Bundesverfas-

sungsgerichts. Jeder informierte Mensch weiß heute, dass die planetaren Grenzen ein „Weiter so“ 

nicht zulassen, aber nur Wenige sprechen diese unangenehme Wahrheit aus. Das ist aber not-

wendig, nimmt man die Einsichtsfähigkeit der Menschen und des demokratischen Systems ernst. 

Trotz, oder gerade wegen dieser Wichtigkeit ihrer Botschaft gerät die Klimabewegung weltweit 

unter Druck. Es ist alarmierend, dass auch in Deutschland staatliche Befugnisse dazu genutzt und 

Gesetze verschärft werden, um legitimen Protest zu unterdrücken und Klimaaktivist*innen zum 

Schweigen zu bringen. Aktivist*innen, die in Bayern für dreißig Tage eingesperrt werden, damit sie 

nicht protestieren können, sind nur Spitze des Eisbergs einer besorgniserregenden Entwicklung. 

Amnesty International hat Deutschland 2023 erstmals als Land gelistet, in dem die Versamm-

lungsfreiheit zunehmend eingeschränkt wird. Die Redewendung „Don’t shoot the messenger“ hat 

selten besser gepasst, denn weder die Dringlichkeit der Klimakrise, noch der verfassungsrechtlich 

Dr. Roda Verheyen 

Vorstandsmitglied von Green Legal Impact 

Germany e.V. 

 



 

 

begründete Handlungsdruck werden durch Unterdrückung und Abschreckung von Klimaprotest 

geringer. 

Das Problem verdient gerade vor der Weltklimakonferenz COP 28 dringend Aufmerksamkeit. Bun-

deskanzler Olaf Scholz sieht Deutschland in einer Führungsrolle beim Klimawandel und will das 

Land als Vorreiter präsentieren. Tatsächlich sehen wir mit Sorge, wie unter seiner Regierung die 

Klimabewegung im eigenen Land immer stärker eingeschränkt wird. Damit schadet Deutschland 

nicht nur der eigenen Demokratie, es wird auch in seinen Bemühungen für mehr Klimaschutz in-

ternational unglaubwürdig.  

Der vorliegende Bericht wirft einen Blick auf die zunehmende Beschneidung der Handlungsspiel-

räume der Klimabewegung in Deutschland. "Shrinking Spaces" ist ein Thema, dem wir uns ent-

schlossen entgegenstellen müssen – sonst verlieren wir nicht nur den Kampf gegen die Klima-

krise, sondern auch unsere demokratischen Freiräume. Für deren Erhalt wird sich Green Legal 

Impact mit seinen Partnerorganisation weiterhin entschieden einsetzen. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

Die Klimabewegung gerät auch in Deutschland zunehmend unter Druck. Staatliche Institutionen 

und ein verschärfter öffentlicher Diskurs beschränken die Handlungsmöglichkeiten von Akti-

vist*innen, sich für den Erhalt ihrer Lebensgrundlagen und die Chancen auf eine lebenswerte Zu-

kunft einzusetzen. Um eine Auseinandersetzung mit den vielfältigen Erscheinungsformen staatli-

cher Repression gegen Klimaaktivismus zu ermöglichen und eine Debatte über ihre Auswirkung 

auf den demokratischen Diskurs anzustoßen, trägt dieser Kurzreport Erfahrungen und Beobach-

tungen aus der Klimabewegung zusammen und stellt sie auszugsweise dar. Dabei erhebt der Be-

richt nicht den Anspruch, ein vollständiges Bild zu zeichnen.  

Die Behinderung, Beschränkung und Unterdrückung von Klimaprotest und klimapolitischer Partizi-

pation findet auf verschiedenen Ebenen und auf ganz unterschiedliche Weise statt. Ein repressi-

ver Umgang mit der Klimabewegung lässt sich einerseits in der Praxis von Versammlungs- und 

Polizeibehörden beobachten: Durch pauschale Versammlungsverbote, eine restriktive Auflagen-

praxis, den Einsatz von Schmerzgriffen gegen Protestierende und die Anordnung von Präventiv-

gewahrsam von bis zu 30 Tagen greifen Behörden auf vielfältige Weise in Grundrechte, insbeson-

dere die Versammlungsfreiheit, ein. Im Nachgang zu Protestaktionen sehen sich Aktivist*innen 

häufig mit einer Strafverfolgung konfrontiert, die Verhältnismäßigkeitserwägungen vernachlässigt 

und von weiterem Protest abschreckt. Ein besonders folgenreiches Beispiel stellen die Ermitt-

lungsmaßnahmen gegen die Letzte Generation wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung dar, 

mit der die Strafbarkeit von Klimaprotest erheblich ausgeweitet wird. Wenngleich in Deutschland 

bislang keine großen Strafrechtsverschärfungen erfolgt sind, zeichnen sich auch in der Gesetzge-

bung restriktive Tendenzen ab. 

Neben den klassischen Formen staatlicher Repression auf dem Gebiet des Polizei-, Straf-, und 

Versammlungsrechts berichten Aktivist*innen aber auch von anderen Faktoren, die ihren Protest 

erschweren. Einerseits haben staatliche Maßnahmen einen einschüchternden Effekt, der weit 

über den konkreten Einzelfall hinausreicht und klimapolitische Teilhabe insgesamt behindert. 

Auch dafür sind die Ermittlungen gegen die Letzte Generation ein warnendes Beispiel. Anderer-

seits können aber auch strategische Klagen gegen öffentliche Beteiligung (sog. SLAPPS) finanzi-

elle Drohkulissen erzeugen, die Aktivist*innen in existenzielle Bedrohungslangen bringen. Dane-

ben schaffen politische Kommunikation und Berichterstattung ein diskursives Umfeld, das Pro-

test delegitimiert, stigmatisiert und ein hartes Vorgehen gegen Klimaprotest rechtfertigt. 

Diese verschiedenen Tendenzen sind bisher nicht umfassend analysiert und dargestellt worden. 

Lediglich vereinzelt gehen Analysen auf Beschränkungen ein. Dies erschwert es, die Vielzahl der 

Repressionen zu überblicken und wirksam in den politischen Diskurs und die Parlamente zu 

transportieren. Der Bericht dient GLI als Ausgangspunkt für die zukünftige Befassung mit dem 

Thema, die nicht nur die Entwicklungen dokumentiert, sondern auch potenzielle Auswirkungen 

auf demokratische Prinzipien und Menschenrechte untersuchen und dadurch eine informierte 

Debatte und politische Entscheidungsfindung fördern soll.
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Einleitung 

In Zeiten einer sich zuspitzenden Klimakrise nutzen immer mehr Menschen demokratische Teil-

haberechte, um auf die Dringlichkeit der Emissionsreduktion zur Begrenzung der Erderwärmung 

und die Einhaltung des Pariser Übereinkommens hinzuweisen. In den letzten Jahren ist eine glo-

bale Klimabewegung aus verschiedenen Akteur*innen entstanden, die sich mit vielfältigen Mitteln 

für den Erhalt der Lebensgrundlagen einsetzt. Ihr Protest hat dazu geführt, dass die Bedrohungen 

durch die Klimakrise und die Herausforderungen zu ihrer Bewältigung stärker in den politischen 

Fokus gerückt sind. Allerdings sieht sich diese demokratische Teilhabe auch mit stetig wachsen-

den Beschränkungen konfrontiert, die klimapolitischen Aktivismus zunehmend erschweren. 

Klimaaktivismus spielt bei der Bewältigung der Klimakrise in Demokratien eine wichtige Rolle, da 

er das Bewusstsein für die Dringlichkeit der Klimakrise schärft, auf die erheblichen klimapoliti-

schen Verfehlungen hinweist, die öffentliche Debatte anregt und eine direkte Beteiligung der Men-

schen am demokratischen Prozess ermöglicht. Indem er Druck auf Regierungen ausübt, fördert 

er die Entwicklung und Umsetzung ehrgeiziger und nachhaltiger Klimapolitiken, stärkt den demo-

kratischen Diskurs und unterstreicht die Verantwortung der Regierungen, die Klimakrise wirksam 

anzugehen. 

Trotzdem, oder gerade deshalb nehmen weltweit die Repressionen gegen die Klimabewegung zu. 

Während in vielen Ländern umweltpolitisches Engagement schon immer mit hohen persönlichen 

Risiken verbunden war,8 verschärft sich nun auch in den freiheitlichen Demokratien Europas die 

Situation zusehends.9 So versuchte in Frankreich die Regierung kürzlich (erfolglos), Gruppierun-

gen der Klimabewegung zu verbieten.10 Und in Großbritannien wurden nach zahlreichen Verschär-

fungen von Straf- und Polizeigesetzen Klima-Aktivist*innen im Juli 2023 für die Blockade einer 

Brücke zu drei Jahren Haft verurteilt.  

Die Rahmenbedingungen für Klimaaktivismus verschlechtern sich auch in Deutschland. Eine Viel-

zahl von staatlichen Maßnahmen und gesellschaftlichen Entwicklungen hierzulande beschränken 

die Möglichkeiten von Aktivist*innen, sich mit demokratischen Mitteln für mehr Klimaschutz ein-

zusetzen. Bislang gibt es dazu keine umfassende Bestandsaufnahme. Um eine Auseinanderset-

zung mit den vielfältigen Erscheinungsformen staatlicher Repression gegen Klimaaktivismus zu 

ermöglichen und eine Debatte über ihre Auswirkung auf den demokratischen Diskurs anzustoßen, 

stellt dieser Bericht auszugsweise Erfahrungen und Beobachtungen aus der Klimabewegung zu-

sammen. 

Eine vollständige Erfassung und Beschreibung des Phänomens und umfassende Abbildung der 

Erfahrungen von Klima-Aktivist*innen in Deutschland ist in diesem Rahmen nicht möglich. Die 

Zusammenschau der zahlreichen Beispiele und Analysen vermittelt jedoch einen Eindruck davon, 

wie sich demokratische Räume zunehmend verengen und dadurch die gesellschaftlichen Aus-

handlungsprozesse über den Umgang mit einer eskalierenden Klimakrise ersticken. Green Legal 

Impact Germany e.V. (GLI) beobachtet diese Entwicklungen mit Sorge und sieht sich in der Ana-

lyse nicht allein. Dieser Bericht zeigt auf, in welchen Bereichen diese Beschränkungen stattfinden 

und leistet damit einen Beitrag dazu, auf bedenkliche Entwicklungen für die Demokratie aufmerk-

sam zu machen. Wir möchten dafür sensibilisieren, dass demokratische Freiräume geschützt 

und verteidigt werden müssen. Die Erkenntnisse des Berichts dienen als Ausgangspunkt, um ge-

meinsam mit der klimabewegten Zivilgesellschaft weitere Untersuchungen anzustellen und mög-

liche Lösungsansätze zu entwickeln.  
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Zunehmende Beschränkungen von Klimaaktivismus  

Die Behinderung, Beschränkung und Unterdrückung von Protest und politischer Partizipation fin-

det auf verschiedenen Ebenen und auf ganz unterschiedliche Weise statt. Vor dem Hintergrund 

einer sich verschärfenden öffentlichen Debatte nutzen staatliche Stellen ihre Befugnisse zuneh-

mend dazu, Protest zu unterbinden und/oder zu erschweren. Dabei überschreiten sie teilweise die 

gesetzlichen Grenzen ihrer Befugnisse. Ein repressiver Umgang mit der Klimabewegung lässt 

sich sowohl in der Praxis von Versammlungsbehörden (1), bei präventivem Polizeihandeln (2) als 

auch in der Strafverfolgung (3) beobachten. In der Gesetzgebung (4) zeichnen sich ebenfalls Ver-

schärfungen ab. Neben den klassischen Formen staatlicher Repression auf dem Gebiet des Poli-

zei-, Straf-, und Versammlungsrechts berichten Aktivist*innen auch von anderen Faktoren, die ih-

ren Protest erschweren (5). Staatliche Maßnahmen haben oft einen einschüchternden Effekt weit 

über den konkreten Einzelfall hinaus. Klagen von privaten Akteur*innen können Aktivist*innen in 

existenzielle Bedrohungslagen bringen. Daneben schaffen politische Kommunikation und Bericht-

erstattung ein diskursives Umfeld, das Protest delegitimiert und stigmatisiert (6). 

Gemeinsam mit Partnerorganisationen und Klima-Aktivist*innen hat GLI Einschränkungen von 

zivilgesellschaftlichen Handlungsspielräumen in diesen Bereichen identifiziert. Die Entwicklungen 

werden im Folgenden anhand konkreter Beispiele skizziert. Die Darstellungen sollen Schlaglichter 

aus Sicht der Autor*innen besonders relevante Aspekte werfen, erheben aber nicht den Anspruch 

ein vollständiges Bild der Repression gegen Klimaaktivismus zu zeichnen. 
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1 Wenn Versammlungsbehörden Protest verhindern 

Für die Klimabewegung waren und sind Demonstrationen ein zentrales Format zur Artikulation 

ihrer Anliegen. Allerdings sieht sie sich bei der Ausübung der grundrechtlich geschützten Ver-

sammlungsfreiheit zunehmenden Beschränkungen durch die Versammlungsbehörden ausge-

setzt. Diese haben die Aufgabe, die Ausübung der Grundfreiheit zu gewährleisten, Versammlun-

gen gegen Störungen zu schützen und die Einhaltung gesetzlicher Vorschriften sicherzustellen. 

Beschränkungen von Art, Inhalt, Umfang und Ort der Durchführung einer Demonstration sind nur 

zur Abwehr unmittelbarer Gefahren für die öffentliche Sicherheit und in verhältnismäßiger Weise 

zulässig. Diese Grenzen werden jedoch häufig nicht eingehalten.  

1.1  Pauschale Versammlungsverbote 

Bedenklich sind einerseits die Bemühungen in mehreren deutschen Städten, im Wege von Allge-

meinverfügungen unangemeldeten Klimaprotest für längere Zeiträume pauschal zu verbieten. 

Damit wird tief in die Versammlungsfreiheit eingegriffen, denn die Durchführung einer verbotenen 

Versammlung stellt eine Straftat dar und die Teilnahme kann als Ordnungswidrigkeit geahndet 

werden. Vor der Corona-Pandemie wurden solche Versammlungsverbote nur in absoluten Aus-

nahmefällen und in räumlich und zeitlich eng gefassten Korridoren – zum Beispiel zur Durchfüh-

rung eines Castor-Transportes – ausgesprochen.11 Seit 2021 greifen Behörden aber vermehrt auf 

das Instrument zurück.12 Ob es überhaupt mit Artikel 8 GG vereinbar ist, Versammlungen präven-

tiv und pauschal zu verbieten, hat das Bundesverfassungsgericht zuletzt offen gelassen.13 Ver-

waltungsgerichte haben jedenfalls Verbote ohne zeitliche, räumliche und inhaltliche Begrenzung 

für rechtswidrig und nur im Fall von polizeilichen Notsituationen für zulässig erklärt.14 

Seit Ende 2022 werden in mehreren Städten nun auch weitreichende Versammlungsverbote ge-

gen Klimaproteste verhängt: So hat die Stadt München Proteste im Zusammenhang mit Klima-

themen im Dezember 2022 für fast einen Monat und im August 2023 für die gesamte Dauer der 

Internationalen Automobilausstellung (IAA) auf über 300 Straßen verboten.15 Bei Verstößen droh-

ten Bußgelder von bis zu 3.000 Euro. In Aschaffenburg,16 Nürnberg17 und Braunschweig18 wurde 

pauschal sämtlicher Klimaprotest auf öffentlichen Straßen untersagt. Der Verwaltungsgerichts-

hof München gab einem Eilantrag gegen die Verfügung aus Aschaffenburg statt, weil diese nicht 

den gesetzlichen Anforderungen entsprach.19 

Die massivsten Beschränkungen erließ die Stadt Stuttgart: Durch Allgemeinverfügung vom 7. Juli 

2023 wurden sämtliche unangemeldete Sitzblockaden von Klima-Aktivist*innen bis zum Jahres-

ende verboten.20 Schon angesichts des äußerst langen Zeitraums von knapp sechs Monaten be-

stehen erhebliche Zweifel an der Verhältnismäßigkeit. So hielt das Bundesverwaltungsgericht 

pauschale Versammlungsverbote bereits bei einer Dauer von 13 Tagen für verfassungswidrig.21 

Zudem dürfte die pauschale Untersagung bestimmter Versammlungsmodalitäten durch Allge-

meinverfügung (statt durch Rechtsverordnung oder Gesetz) unzulässig sein.22 

Auch im Kontext der Räumung des Protestcamps in Lützerath griffen die Behörden auf Ver-

sammlungsverbote durch Allgemeinverfügungen zurück, um Protest weiträumig zu unterbinden. 

Zunächst hatte der Kreis Heinsberg ein umfassendes Betretungs- und Aufenthaltsverbot erlassen 

und die Vollstreckung ab dem 10. Januar 2023 angekündigt. Anschließend erließ die 
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Versammlungsbehörde ein weiträumiges Versammlungsverbot für denselben Zeitraum, das Pro-

test im unmittelbaren Umfeld von Lützerath untersagte.23 

Mittlerweile beschränkt sich die Praxis, Protest durch Allgemeinverfügung zu verbieten, nicht 

mehr auf Klimaaktivismus. Auch Demonstrationen zu anderen Themen werden zunehmend auf 

diesem Weg verhindert.24 

1.2 Örtliche Beschränkung von Klima-Protest 

Dort wo Versammlungen nicht pauschal verboten werden, versuchen manche Versammlungsbe-

hörden Proteste hinsichtlich der Art, des Zeitpunktes oder Ortes einzuschränken. Insbesondere 

die freie Wahl des Ortes und der Route wird dabei häufig von den Versammlungsbehörden be-

schnitten. 

Ein anschauliches Beispiel dafür bietet das Verfahren zu dem „GasExit Camp“ gegen den Bau ei-

nes Gaskraftwerks in der Stadt Herne in Nordrhein-Westfalen, welches vom 18. bis 24. August 

2021 stattfand. Ursprünglich hatten die Aktivist*innen das Protestcamp auf einer der Freizeitge-

staltung und Erholung gewidmeten Grünfläche angemeldet. Aufgrund des Widerstandes der Ver-

sammlungsbehörde wurde die Versammlung dann auf die Grünfläche in einem städtischen 

Schlosspark verlegt. Weil die Stadt Herne nunmehr in dem Protestcamp keine Versammlung er-

kennen wollte, verlangte sie den Abschluss eines Nutzungsvertrages und die Zahlung eines Nut-

zungsentgeltes von 4.209,66 Euro sowie einer Kaution i.H.v. 43.500,00 Euro. Erst nach Einlegung 

von Eilrechtsschutz konnte das Protestcamp durchgeführt werden. Im Anschluss kündigte die 

Stadt jedoch ein Bußgeldverfahren wegen illegalen Campierens auf der Grünfläche an. Über die 

Sache muss nun das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen entscheiden.25 Dabei ist eigentlich durch 

die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts geklärt, dass auch die Wahl des Ortes von 

Artikel 8 GG geschützt wird26 und Versammlungen auf allgemeinzugänglichen, als „öffentliche 

Foren“ fungierenden Flächen zulässig sind.27 Auch die Errichtung von Camp-Infrastrukturen über 

mehrere Tage fällt unter die Versammlungsfreiheit, wenn ein hinreichender Bezug zu dem kom-

munikativen Anliegen besteht oder dafür logistisch erforderlich ist.28  

In ähnlicher Weise wurden Protestcamps des Bündnisses „Ende Gelände“ wiederholt von Ver-

sammlungsbehörden in durch rechtswidrige Anordnungen beschränkt. So hob 2019 das Verwal-

tungsgericht Dresden ein Verbot über das Aufstellen von Zelten, Tischen und Bänken für ein 

Camp in der Lausitz auf.29 In einem ganz ähnlichen Fall gab das Verwaltungsgericht Hamburg 

2022 dem Eilantrag gegen die Untersagung von Schlafzelten, Küche, Essenständen und Wasser-

infrastruktur für das „System Change Camp“ in Hamburg statt.30 

Auch die Wahl besonders symbolischer Orte für Versammlungen versuchen die Behörden zu un-

terbinden: Bei einer Fahrrad-Demonstration eines breiten Bündnisses von FFF, Moor bleibt Moor, 

NABU und BUND auf der A 28 im April 2023 änderte die Versammlungsbehörde die Route und 

schloss damit die Durchführung der Versammlung auf der Autobahn aus. Gerade dort wollten die 

Veranstalter*innen aber gegen den Bau neuer Autobahnen, wie der A20, protestieren. Das Verwal-

tungsgericht Oldenburg hob die rechtswidrige Beschränkung im Eilverfahren wieder auf.31 
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1.3  Weitere Versammlungsauflagen 

Zur Abwehr von unmittelbaren Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung können Ver-

sammlungsbehörden Auflagen für die Durchführung einer Versammlung erlassen.32 Solche Be-

schränkungen dürfen aber den Versammlungszweck nicht vereiteln und müssen stets verhältnis-

mäßig sein. Gerade bei der Durchführung von Demonstrationen zu Klimathemen beobachten wir 

vielfältige Formen der Auflagengestaltung, die die Versammlungsfreiheit der Aktivist*innen unan-

gemessen beschneidet. Anschauliche Beispiel dafür liefern die zahlreichen Klima-Streiks von FFF, 

an denen in den letzten Jahren hunderttausende Menschen teilnahmen. 

Zunächst erließen Versammlungsbehörden Auflagen über die zulässige Größe von Transparen-

ten auf drei Meter und Protestschilder auf 60x90cm, ohne diesen erheblichen Eingriff in die Äuße-

rungsmöglichkeit durch eine nachvollziehbare Gefahrenprognose oder Erfahrungen mit FFF-

Kundgebungen zu begründen.33 Bemerkenswert sind auch Anordnungen, mit denen die Belästi-

gungen anderer Personen untersagt werden sollen. Sie sind schon nicht mit dem Zweck von Arti-

kel 8 GG vereinbar. So verfügte beispielsweise die Stadt Heidelberg zu einer FFF-Versammlung: 

„Passanten, Besuchende Heidelbergs und die Anwohnerschaft dürfen durch die Kundgebung 

nicht beeinträchtigt oder in aufdringlicher Weise angesprochen werden.“ Weil der kommunikative 

Zweck einer Demonstration ohne Interaktion mit umstehenden Personen nicht erreicht werden 

kann, sah der VHG Mannheim darin einen Verstoß gegen die Versammlungsfreiheit und hob sie 

auf.34 

Immer wieder wurden Leiter*innen von FFF-Versammlungen trotz rechtzeitiger Anmeldung sehr 

kurzfristig Auflagen erteilt, wodurch Rechtsschutz erheblich erschwert wird. In einzelnen Fällen 

wurden Auflagenbescheide sogar erst bei Beginn einer angemeldeten Kundgebung von der poli-

zeilichen Einsatzleitung persönlich übergeben und eine gerichtliche Überprüfung damit gänzlich 

ausgeschlossen.35 Aus Rechtsschutzgründen ebenfalls fragwürdig ist die Praxis, Auflagen als 

bloße „Hinweise“ zu erlassen. Ein anschauliches Beispiel dafür lieferte die Anmeldebestätigung 

der Stadt Mannheim für eine Versammlung mit über 1.000 Teilnehmenden zum Globalen Klima-

streik 2023.36 Diese enthielt neben ausdrücklichen Auflagen auch zahlreiche „Hinweise“, die in der 

Sache ebenfalls vollstreckbare Anordnungen zur Route, Lärmgrenzwerten, Abstandsregelungen 

und Beschränkung während Gottesdienstzeiten darstellen können. Durch diese irreführende Be-

zeichnung entsteht bei den Anmeldenden erhebliche Rechtsunsicherheit. 

Teilweise versuchen Versammlungsbörden auch auf unzulässige Weise finanzielle Kosten und 

Risiken auf die Klima-Aktivist*innen abzuschieben. So erließ die Stadt Frankenberg bei der Anmel-

dung einer Versammlung zum Globalen Klimastreik 2022 eine Auflage, nach der die Versamm-

lungsleitung die Kosten für Verkehrsumleitungen und Absperrmaßnahmen tragen sollte. Weil für 

eine solche Kostenauferlegung die gesetzliche Grundlage fehlte, musste die Stadt die Auflage auf 

einen Widerspruch hin wieder zurücknehmen. Im selben Jahr verklagte die Stadt Stendal die Lei-

terin einer FFF-Demonstration auf Zahlung der Reinigungskosten von 9.000 Euro, die für das Ent-

fernen von bei der Versammlung verwendeten wasserlöslicher Sprühkreide entstanden waren. 

Das Oberlandesgericht Naumburg wies die Klage ab, weil die Stadt nicht nachweisen konnte, 

dass die entfernten Kreidereste überhaupt von der Versammlung stammten.37 

Bei einem Klima-Streik in Seesen ordnete die Stadt im August 2023 unter anderem eine verschul-

densunabhängige Haftung der Veranstaltungsleitung für sämtliche Schäden aus der Abwicklung 

an und entband die Straßenbaulastträger von jeglicher Haftung.38 Eine derart weit über die 
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gesetzliche Haftung der Versammlungsleitung hinausgehende Auflage ist kaum mit der Ver-

sammlungsfreiheit zu vereinbaren. Der Leitung ein so weitreichendes Haftungsrisiko für jegliche 

Schäden unabhängig von schuldhaftem oder rechtswidrigen Verhalten aufzuerlegen, macht die 

Durchführung einer Versammlung riskant.  

1.4 Versammlungsspezifische Verfügungen 

Immer wieder erlassen Behörden auch Verfügungen gegen einzelne Aktivist*innen mit dem Ziel, 

bestimmtes versammlungsspezifisches Verhalten zu unterbinden. So untersagte das Kreisver-

waltungsreferat der Stadt München mehreren Klima-Aktivist*innen für einen Zeitraum von drei 

Monaten den Transport von Sekundenkleber, nachdem diese an Straßenblockaden der Letzten 

Generation teilgenommen hatten.39  Weil ein Aktivist gegen diese Verfügung verstieß und Sekun-

denkleber bei sich führte, wurde gegen ihn ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000 Euro verhängt.40  

Teilnehmende an Klima-Protesten unterschiedlicher Gruppierungen werden durch Meldeauflagen 

gezwungen, sich über Zeiträume von teils mehreren Monaten in regelmäßigen Abständen bei Po-

lizeibehörden zu melden. Die Maßnahme zielt darauf ab, Aktivist*innen von weiterem Protest ab-

zuhalten. Sie greift aber auch tief in das Grundrecht auf Freizügigkeit und die Möglichkeit zur 

freien Lebensgestaltung ein. Deshalb leiten sich aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz strenge 

Anforderungen an eine solche Anordnung ab. Sie ist nur zur Verhinderung konkret bestimmbarer 

Straftaten zulässig und ist zeitlich auf das absolut Notwendige zu begrenzen. Weil eine tägliche 

Meldeauflage über einen Zeitraum von zwei Monaten diese Voraussetzungen nicht erfüllt, gab 

das Verwaltungsgericht Frankfurt dem Eilantrag des betroffenen Aktivisten statt.41 
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2  Unverhältnismäßige Polizeipraxis 

Aufgabe der Polizeibehörden ist die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung. Zur Erfüllung ihrer Aufgabe sind sie mit zahlreichen Befugnissen ausgestattet. Neben den 

gesetzlichen Voraussetzungen begrenzt vor allem der aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete 

Verfassungsgrundsatz der Verhältnismäßigkeit die Ausübung dieser Befugnisse. Zweck und ein-

gesetzte Mittel müssen immer in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Im Um-

gang mit Klimaprotest beobachten kommt es immer wieder zu Überschreitungen dieser gesetzli-

chen Grenzen.  

2.1 Polizeigewalt  

Das staatliche Gewaltmonopol ist wesentliches Element eines Rechtsstaates. Die Polizei ist zur 

Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung innerhalb enger gesetzlicher 

Grenzen dazu ermächtigt, körperlichen Zwang (Gewalt) auszuüben. In der Praxis kommt es aber 

auch häufig zu Gewaltanwendungen, die die Grenze des rechtlich Zulässigen, insbesondere des 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, überschreiten. Rechtswidrige Polizeigewalt wird aus strukturel-

len Gründen, insbesondere dem Fehlen unabhängiger Beschwerdestellen, in Deutschland kaum 

gerichtlich aufgearbeitet und geahndet.42 Trotzdem ist die rechtswidrige Gewaltanwendung durch 

Polizeibeamt*innen ein reales Problem, für das Deutschland von den Vereinten Nationen kritisiert 

wurde.43 Die kürzlich veröffentlichte Studie „Gewalt im Amt“ untersucht das Phänomen zum ers-

ten Mal systematisch.44 

Auch im Kontext von Klimaprotest berichten Aktivist*innen immer wieder von übermäßiger Ge-

waltanwendung. Ein vollständiges Bild lässt sich hier kaum zeichnen. Insbesondere muss in die-

sem Bereich auf Berichte von Betroffenen zurückgegriffen werden, da gerichtliche Überprüfungen 

aus oben genannten Gründen kaum erfolgen.  

Ein seltenes Beispiel einer gerichtlichen Feststellung liefert ein Fall aus der Besetzung des Ham-

bacher Forsts. Bei einem Polizeieinsatz wurde dort ein Aktivist mit Kamera von einem Polizeibe-

amten angesprungen und minutenlang auf den Boden gedrückt. Hierdurch erlitt der Aktivist di-

verse Verletzungen und musste längere Zeit in Behandlung. 2021 hat das Landgericht Aachen 

einen zivilrechtlichen Schadensersatzanspruch des Aktivisten gegen den Polizeibeamten aner-

kannt, 45 da es sich hierbei um einen gut dokumentierten Fall eines weder angemessenen noch 

sachgerechten Polizeieinsatzes handelte.46 

Diesem gerichtlich festgestellten Einzelfall steht eine große Anzahl von Berichten von Betroffenen 

gegenüber, die rechtliche nicht aufgearbeitet werden. Bei der Räumung des Dannenröder Forstes 

2020 durchtrennte die Polizei ein Sicherheitsseil und verursachte den Sturz eines Menschen aus 

mehreren Metern Höhe, der zu schweren Verletzungen führte.47 Ein weiterer Aktivist berichtete, 

von Beamt*innen bewusstlos geschlagen und später im Krankenhaus misshandelt worden zu 

sein.48 Auch bei Räumung und parallelem Abriss des Dorfes Lützerath im Januar 2023 kam es 

nach Beobachtungen des Grundrechte-Komitees wiederholt zu lebensgefährdenden Situatio-

nen.49 Gegen eine Versammlung mit rund 35.000 Teilnehmenden außerhalb des Dorfes ging die 

Polizei mit einer harten Einsatzstrategie vor, mehrere Menschen mussten mit schweren Verlet-

zungen ins Krankenhaus gebracht werden.50 Zuvor gelangte ein internes Briefing der Polizei NRW 
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an die Öffentlichkeit, wonach die Beamt*innen an Konsequenz und Robustheit deutlich zulegen 

müssten.51 Ähnliche Beobachtungen werden regelmäßig bei der Auflösung von Klima-Versamm-

lungen gemacht, bei denen es immer wieder zu Polizeigewalt kommt. So riss am 31. Oktober 

2023 vor dem Kanzleramt ein Beamter in Zivil zwei Aktivist*innen ohne erkennbaren Grund zu 

Boden und schmierte ihnen Farbe ins Gesicht.52 Bei der Auflösung einer anderen Straßenblo-

ckade übergoss eine Polizistin eine am Boden sitzende Aktivistin mit Öl.53  

2.2 Schmerzgriffe 

Eine besonders häufige und drastische Form von übermäßiger Gewaltanwendung stellt der Ein-

satz von sogenannten Schmerzgriffen dar. Die Nervendruck- und Hebeltechniken lösen starke 

Schmerzen aus und können langfristige physische und psychische Folgen für die Betroffenen ha-

ben. Sie werden von Polizeibeamt*innen häufig gegen friedlich protestierende Klima-Aktivist*in-

nen verwendet. Seit Jahren gibt es darüber Berichte von Aktionen des Bündnis Ende Gelände,54 

nach Demonstrationen von FFF,55 oder Scientist Rebellion,56 von der Räumung in Lützerath57 bis 

zur IAA in München.58 Ebenso gibt es viele dokumentierte Fälle bei der Auflösung von Sitzblocka-

den der Letzten Generation.59 

Die Anwendung der Nervendrucktechniken stellen einen massiver Grundrechtseingriff dar, der nur 

in absoluten Ausnahmesituationen zulässig ist. Weil die Verursachung von Schmerzen dabei kein 

Nebenprodukt einer Gewaltanwendung, sondern Zweck der Maßnahme selbst ist, kann die An-

wendung sogar ein Verstoß gegen das Folterverbot darstellen.60 Jedenfalls aber ist sie in vielen 

Situationen schon deshalb unverhältnismäßig und damit rechtswidrig, weil mildere Mittel zur 

Zweckerreichung zur Verfügung stehen. Insbesondere bei der Auflösung von Sitzblockaden ist 

das Wegtragen gleichermaßen zielführend. Um die Rechtmäßigkeit des Einsatzes von Schmerz-

griffen gerichtlich überprüfen zu lassen, hat ein Aktivist mit Unterstützung der Gesellschaft für 

Freiheitsrechte e.V. Klage am Verwaltungsgericht Berlin eingereicht.61 

2.3 Präventivgewahrsam 

Einen weiteren schwerwiegenden Grundrechtseingriff stellt die Anordnung von Präventivgewahr-

sam dar, mit dem Aktivist*innen an der Teilnahme an Protestaktionen gehindert werden sollen. 

Seit gut einem Jahr nutzen vor allem die Behörden in Bayern diese Befugnis gezielt zur Unterbin-

dung der Ausübung der Versammlungsfreiheit: Im Oktober 2022 wurden in München erstmalig 33 

Aktivist*innen der Letzten Generation bis zu 30 Tage in Gewahrsam genommen.62 Zuletzt wurden 

bei den Protesten zur Internationalen Automobilausstellung (IAA) gegen 27 Personen ein bis zu 

30 Tage dauernder Gewahrsam angeordnet. Dabei ist die Verhinderung der Beteiligung an weite-

ren Protestaktionen erklärtes Ziel der Maßnahme. Diese Praxis dürfte weder mit dem Grundge-

setz, noch mit internationalen Menschenrechtsgarantien vereinbar sein, wie auch das Deutsche 

Institut für Menschenrechte bestätigt.63 

In den meisten Polizeigesetzen ist ein Präventivgewahrsam für maximal zwei bis acht, vereinzelt 

bis zu zehn (Hamburg, Thüringen) und 14 (Baden-Württemberg, Sachsen) Tage möglich. Das bay-

rische Polizeigesetz sieht hingegen Präventivgewahrsam von bis zu 30 Tagen mit der Option auf 

eine einmalige Verlängerung vor (Art. 17 BayPAG). Diese Höchstfrist wurde eigentlich zur 
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Terrorismusbekämpfung eingeführt, wird nunmehr aber auch gegen Klimaaktivist*innen einge-

setzt. Ob ein derart langer Präventivgewahrsam von insgesamt zwei Monaten überhaupt zulässig 

ist, wird zum Teil bezweifelt.64 Denn die Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) erlaubt 

eine präventive Freiheitsentziehung ausschließlich zur Verhinderung einer sehr wahrscheinlichen, 

unmittelbar bevorstehenden und konkreten rechtswidrigen Tat.65 Der bayrische Verfassungsge-

richtshof hatte die Norm 2023 für verfassungsmäßig erklärt, ohne sich jedoch mit den Vorgaben 

der EMRK auseinanderzusetzen.66 Weitere Verfahren sind dazu anhängig.67 

In jedem Fall aber verletzt die Ausschöpfung der Höchstdauer von 30 Tagen gegen friedliche 

Klima-Aktivist*innen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Auch wenn die Aktivist*innen jeweils 

ankündigen, sich an Straßenblockaden beteiligen zu wollen, steht damit die Begehung einer Straf-

tat nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit unmittelbar bevor. Denn die Strafbarkeit einer Sitzblockade 

als Nötigung nach § 240 StGB hängt nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

von den konkreten Umständen des Einzelfalls, insbesondere der Intensität der Aktion, deren vor-

herige Bekanntgabe, Ausweichmöglichkeiten, oder die Dringlichkeit des blockierten Transports 

ab.68 Eine hinreichend sichere Prognose über den Ablauf und die Gestalt einer Blockade ist daher 

nicht möglich. Außerdem wird bei einem Zeitraum von 30 Tagen die zu verhindernde Tat nicht „in 

allernächster Zeit“ begangen. Schließlich muss die Verhältnismäßigkeitsprüfung auch berücksich-

tigen, dass es sich bei der verhinderten Handlung um eine grundrechtlich geschützte Verhaltens-

weise handelt. Denn auch Straßenblockaden werden von Artikel 8 GG erfasst.69 Die gezielte Ver-

hinderung der Ausübung dieses für eine Demokratie konstitutiven Grundrechts zur Abwendung 

einer ungewissen, in weiter Zukunft liegenden und zudem keine wichtigen Rechtsgüter beein-

trächtigenden Tat, ist mit der Verfassung und den Vorgaben der EMRK unvereinbar.  

Rechtsstaatlich bedenklich ist, dass bei der Anordnung von derart langen Freiheitsentziehungen 

eine Auseinandersetzung mit den Tatbestandsvoraussetzungen, sowie den verfassungs- und 

menschenrechtlichen Grenzen fehlt. So hieß es in einem Beschluss des Amtsgerichts München 

von November 2022 lediglich, die dreißigtägige Freiheitsentziehung sei zur Verhinderung unmit-

telbar bevorstehender Straftaten/Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung für die Allge-

meinheit unerlässlich, weil weitere Blockadeaktionen angekündigt seien. Weniger beeinträchti-

gende Maßnahmen seien nicht ersichtlich, der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sei gewahrt.70 

Dass bei einer konsequenten Auseinandersetzung mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben ein 

solcher Präventivgewahrsam rechtswidrig ist, verdeutlichte der fast zeitgleich ergangene Be-

schluss eines anderen Richters desselben Amtsgerichts, der die Gewahrsamsanordnung nach 

eingehender Prüfung mit deutlichen Worten ablehnte.71  

Auch im Zusammenhang mit der IAA wurden zahlreiche Aktivist*innen präventiv inhaftiert, um 

eine weitere Beteiligung an den Protesten zu verhindern. Dabei hatte die Polizei ihren Antrag auf 

Anordnung des Gewahrsams zeitlich bis zum Ende der Automobilmesse auf 9-12 Tage begrenzt. 

In einigen Verfahren ging jedoch der Ermittlungsrichter über den Antrag hinaus und ordnete aus 

eigener Initiative die Höchstfrist von 30 Tagen an. Die Verhältnismäßigkeit sei „zwanglos“ gege-

ben, weil nicht hingenommen werden könne, dass die Betroffenen ihre Ziele durch Begehung von 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten zu erzwingen versuchen.72 Die Entscheidung wurde kurz 

darauf vom Landgericht aufgehoben und die Betroffenen freigelassen. 

Zwar ist zu betonen, dass einige Richter*innen die verfassungs- und menschenrechtlichen Maß-

stäbe durchaus ernst nehmen und folglich die Anordnung des Gewahrsams verweigern.73 Den-

noch zeigt sich in den Beispielen aus Bayern der Wille in relevanten Teilen der Justiz, friedlichen 
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Protest zu verhindern und dazu Freiheitsrechte in erheblichem Maß und auf teils rechtswidrige 

Weise zu beschneiden.  

2.4 Zugangsbeschränkungen zu öffentlichen Einrichtungen 

Auch jenseits des klassischen polizeilichen Aufgaben nutzen die Behörden ihre Befugnisse, um 

die Partizipationsmöglichkeiten für Klimaaktivist*innen zu beschneiden. Ein bezeichnendes Bei-

spiel dafür lieferte die Bundestagspolizei, als sie im Dezember 2022 einer Person nach vorheriger 

Anmeldung den Zutritt zum Bundestagsgebäude verweigerte. 

Der Betroffene war für die Bundestagsverwaltung kein Unbekannter: Der Gründer und Vorstand 

der Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“, dem 200 gemeinnützige Stiftungen 

und Vereine angehören und für die er als Interessenvertreter im Lobbyregister eingetragen ist, war 

über Jahre als Experte für Gemeinnützigkeitsrecht regelmäßig Gast bei Abgeordneten des Bun-

destags und von Landtagen, bei Vertreter*innen von Bundes- und Landesministerien und bis zur 

Einführung des Lobbyregisters 2016 Inhaber eines Hausausweises im Bundestag. Er sitzt nicht 

nur im wissenschaftlichen Beirat des Bündnisses für Gemeinnützigkeit und wurde 2020 mit dem 

Marburger Menschenrechtspreis ausgezeichnet, sondern war auch wiederholt von Ausschüssen 

des Bundestags als Sachverständiger geladen.  

Als er sich für eine Veranstaltung am 2. Dezember 2023 anmeldete, teilte ihm die Bundestagspoli-

zei mit, es bestünden Zweifel an seiner Zuverlässigkeit, weshalb ihm der Zutritt zum Bundestag 

auf unbestimmte Zeit untersagt wurde. Eine Internet-Recherche habe mehrere Ergebnisse zu 

„Umweltaktivismus“ ergeben. Es sei nicht ausgeschlossen, dass er sich als Unterstützer der Grup-

pierung „Runterfahren“ an öffentlichkeitswirksamen Protesten beteiligen würde. Außerdem be-

stünden Verbindungen zur Letzten Generation. Erst nachdem er eine Zusicherung abgab, keine 

störenden Protestaktionen durchzuführen, wurde das Zutrittsverbot neun Tage später wieder auf-

gehoben. Gegen die Verfügung ist eine Klage beim Verwaltungsgericht Berlin anhängig.74 

Wenn Behörden solche Bezüge zu Umweltaktivismus als ausreichend erachten, um ihnen be-

kannte Menschen den Zutritt zu öffentlichen Einrichtungen wie dem Bundestag zu verweigern, 

wird dadurch letztlich die gesamte Klimabewegung unter Generalverdacht gestellt und von der 

Wahrnehmung ihrer staatsbürgerlichen und verfassungsmäßigen Rechte abgeschreckt. Dass in 

diesem Fall ausgerechnet der Zugang zum Bundestag als unmittelbar demokratisch legitimier-

tem Verfassungsorgan verweigert wird, illustriert die darin liegenden Gefahren für die Demokratie. 

.
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3 Kriminalisierung von Protest durch Strafverfolgung  

Wenn klimapolitischer Protest Strafgesetze verletzt, ist es die Aufgabe und Pflicht der Strafverfol-

gungsbehörden zu ermitteln, anzuklagen (§ 152 Abs. 2, 170 StPO) und zu verurteilen. Gerade bei 

Aktionen des zivilen Ungehorsams, der einen öffentlichen Rechtsbruch bewusst in Kauf nimmt, 

ist die strafrechtliche Ahndung logische und in Kauf genommene Konsequenz des Protestes. Al-

lerdings haben sowohl die Staatsanwaltschaften75 als auch Gerichte bei der Bewertung von Sach-

verhalten, der Wahl von Ermittlungsmaßnahmen und der Gestaltung von Strafprozessen gewisse 

Spielräume. Weil das Strafrecht im liberalen Verfassungsstaat stets „ultima ratio“ ist,76 sind bei 

deren Ausfüllung eigentlich strenge Verhältnismäßigkeitsmaßstäbe anzulegen und der Schutz der 

Grundrechte ist angemessen zu berücksichtigen. Im Zusammenhang mit als störend empfunde-

nem Klimaprotest werden diese Spielräume aber immer häufiger zulasten der Aktivist*innen aus-

genutzt. Alarmierend sind insbesondere die Ermittlungen gegen die Letzte Generation wegen des 

Vorwurfs der Bildung einer kriminellen Vereinigung nach § 129 StGB. Aber auch darüber hinaus 

führt der zunehmende Einsatz des Strafrechts gegen friedlichen Protest zu einer Verunsicherung 

und Abschreckung von Protestierenden und zu einem gesellschaftlichen Klima, in dem der Ein-

satz für den Erhalt der Lebensgrundlagen mit immer höheren persönlichen Risiken verbunden ist. 

In diesem Zusammenhang äußerten zehn Strafrechtswissenschaftler*innen am 29. November 

2023 in einem Meinungsbeitrag deutliche Kritik an der zunehmenden Kriminalisierung von Protest 

und zivilgesellschaftlichen Engagement.77 Dabei entsteht die abschreckende Wirkung oftmals 

nicht erst mit einer Anklage oder Verurteilung. Vielmehr können bereits die Einleitung eines Ver-

fahrens durch die Staatsanwaltschaft und damit verbundene Ermittlungsmaßnahmen ganz mas-

siv in Grundrechte eingreifen und dadurch Protest verhindern..  

3.1  Verfolgung von Sitzblockaden  

Das lässt sich zum Beispiel bei der Verfolgung von Sitzblockaden beobachten. Diese Form des 

Protestes wird seit vielen Jahren von der Umweltbewegung eingesetzt. Im Rahmen der Klimapro-

teste von Ende Gelände, Extinction Rebellion oder Scientists Rebellion kam es bis vor wenigen 

Jahren nach Auflösung von Sitzblockaden selten zu Strafverfahren oder Verurteilungen.78 Mittler-

weile werden bei ganz ähnlichen Aktionen (nicht nur der Letzten Generation) umfassend Persona-

lien aufgenommen und systematisch Verfahren wegen Nötigung (§ 240 StGB) eingeleitet. Allein 

in Berlin laufen über 3.000 Ermittlungs- und Gerichtsverfahren dazu. In zahlreichen Fällen wurden 

Aktivist*innen verurteilt, wenngleich es bislang keine höchstrichterliche Rechtsprechung zur Straf-

barkeit der Blockaden gibt und die Frage in der Rechtswissenschaft umstritten ist.79 Zudem sind 

die Anträge der Staatsanwaltschaft härter und schärfer geworden. So wurde für die erstmalige 

Teilnahme an einer Straßenblockade noch vor gut zwei Jahren in der Regel eine Strafe von 20 

Tagessätzen als Geldstrafe gefordert. Mittlerweile sind 120 Tagessätze bei einer erstmaligen Ak-

tion keine Seltenheit mehr.  

Hinzu kommt, dass einige Staatsanwaltschaften und Gerichte das Ankleben an die Fahrbahn als 

gewaltsame Widerstandshandlung gegen Vollstreckungsbeamt*innen bewerten und deshalb 

nach § 113 StGB anklagen und verurteilen.80 Die Verbindung mit der Straße durch Sekundenkle-

ber soll demnach „Gewalt“ gegen den Vollstreckungsbeamten darstellen, selbst wenn das Ablö-

sen innerhalb von zwei Minuten möglich war.81 Mit dieser Auslegung wird der Gewaltbegriff über 
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die Wortlautgrenze hinaus ausgeweitet.82 Sie widerspricht zudem dem gesetzgeberischen Willen, 

der bei der Änderung der Norm ausdrücklich einen engen Gewaltbegriff zugrunde legte.83 Dabei 

ignorieren die bisherigen Verurteilungen den Versammlungscharakter der Sitzblockaden weitest-

gehend. Eine praktisch relevante Folge dieser Rechtsprechung ist außerdem, dass bereits der Er-

werb von Sekundenkleber für gemeinsame Aktionen eine strafbare Beihilfehandlung zu gewaltsa-

mem Widerstand darstellen kann. Wegen dieses Vorwurfes wurde im September die Wohnung 

eines Aktivisten durchsucht und Sekundenkleber sichergestellt.84  

Im Ergebnis wird auch die Strafzumessung schärfer. Die härteste Strafe wurde bislang vom Berli-

ner Amtsgericht verhängt: Eine Aktivistin aus Köln wurde aufgrund der Beteiligung an drei Stra-

ßenblockaden wegen Nötigung und Widerstand gegen Vollstreckungsbeamt*innen zu acht Mo-

nate Freiheitsentzug ohne Bewährung verurteilt. Weil die Angeklagte ankündigte, sich auch wei-

terhin für mehr Klimaschutz auf die Straße zu setzen, stellte das Gericht eine schlechte Sozial-

prognose an und ging über den Antrag der Staatsanwaltschaft auf Verurteilung zu einer Geld-

strafe deutlich hinaus. 

Daneben finden die Ermittlungsbehörden auch andere Wege, um die Strafbarkeit von versamm-

lungsspezifischen Verhalten auszuweiten. Nach einer Protestaktion gegen den Kohlekompromiss 

in NRW vor der Staatskanzlei im Frühjahr 2021 warf die Staatsanwaltschaft Düsseldorf einigen 

Aktivist*innen psychische Beihilfe zum Hausfriedensbruch vor und beantragte Strafbefehle.85 Ein-

zelne Aktivist*innen waren für mehrere Stunden auf ein Vordach geklettert, um dort zu protestie-

ren. Allein durch ihre Anwesenheit hätten die übrigen Aktivist*innen sie dabei unterstützt. Nach 

dieser Argumentation wären praktisch bei jeder Straftat, die im Rahmen einer Demonstration be-

gangen wird, alle Versammlungsteilnehmende wegen psychischer Beihilfe strafbar. Erst nach 

zwei Hauptverhandlungstagen wurde das Verfahren wegen fehlender Strafanträge eingestellt. 

3.2 Farb- und Kunstaktionen 

Immer wieder reagieren Ermittlungsbehörden mit unangemessener Härte auf Protestaktionen 

von Klimaaktivist*innen, bei denen wasserlösliche Farbe vermeintliche Sachbeschädigungen ver-

ursacht haben soll.  

Ein symptomatisches Beispiel dafür stammt aus Bayern: Im Frühjahr 2020 durchsuchte die Augs-

burger Polizei Wohnung und Zimmer einer damals fünfzehnjährigen Aktivistin von FFF. Ein halbes 

Jahr zuvor hatten Greenpeace-Aktivist*innen vor einem Geschäft mit abwaschbarer Kreide 

„Brauchst Du das?", „Buy nothing“ auf den Boden geschrieben. Zur Aufklärung dieser Tat stürmten 

sieben Polizist*innen das Zimmer der Minderjährigen und durchsuchten Kleiderschränke, be-

schlagnahmten ihr Handy und lasen – ohne gesonderten richterlichen Beschluss und damit 

rechtswidrig – auch das Tagebuch der Beschuldigten, obwohl keinerlei Verbindungen zu Green-

peace bestanden. Die thematische Nähe ihres Engagements bei FFF reichte den Ermittlungsbe-

amten als Motiv aus.86 Das Verfahren wurde später eingestellt, die Betroffene berichtete von er-

heblichen psychischen Belastungen.  

Ähnlich waren die Behörden 2018 gegen Greenpeace-Aktivist*innen vorgegangen, nachdem diese 

unter dem Motto „Sonne statt Kohle“ 2017 die Straße um die Berliner Siegessäule mit Wasser-

farbe gelb gefärbt hatten. Die Staatsanwaltschaft ließ bundesweit 29 Büros und Wohnungen 
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durchsuchen und technische Geräte beschlagnahmen.87 Die Verfahren wurden später teilweise 

eingestellt, teilweise wurden Strafbefehle beantragt.88   

Nach einer Aktion der Letzten Generation, bei der das Grundgesetz-Denkmal vor dem Reichstag 

mit schwarzer Farbe übergossen wurde, klagte die Staatsanwaltschaft die Aktivist*innen wegen 

gemeingefährliche Sachbeschädigung (§ 304 StGB) an. Weil kein Schaden entstanden war und 

„ein Regenguss alles weggespült hätte“, wurden die Aktivist*innen freigesprochen.89 Demgegen-

über befand das Amtsgericht Berlin im April 2023 eine Aktivistin nach § 304 StGB für schuldig, 

nachdem sie ihre Hand an den Rahmen eines Gemäldes in der Berliner Gemäldegalerie geklebt 

hatte und verurteilte die Designstudentin zu drei Monaten Haft ohne Bewährung.90 Im Zuge einer 

Farbaktion am Brandenburger Tor ermittelt die Staatsanwaltschaft ebenfalls wegen gemeinge-

fährlicher Sachbeschädigung und Nötigung. Auf die Aktivist*innen kommen außerdem Reini-

gungskosten von ca. 115.000 Euro zu.91 Weil sie in einem Münchner Autohaus ein Luxusauto mit 

Farbe beschmiert und sich anschließend daran festgeklebt hatten, wurden 15 Aktivist*innen von 

Scientist Rebellion 2022 sogleich für mehrere Tage in Präventivgewahrsam genommen.92 

3.3 Verfolgung der Letzten Generation als kriminelle Vereinigung 

Eine neue Qualität staatlicher Strafverfolgung von Klimaaktivismus stellen die Ermittlungen gegen 

Mitglieder der Letzten Generation wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung (§ 129 StGB) 

durch die Staatsanwaltschaft Neuruppin und Generalstaatsanwaltschaft München dar. Im De-

zember 2022 und Mai 2023 wurden bundesweit Razzien durchgeführt, Konten und eine Home-

page beschlagnahmt. Die Anwendung der Vorschrift auf friedlichen Klimaprotest hat weitrei-

chende Auswirkungen auf die gesamte Klimabewegung, die sich derzeit noch nicht vollumfäng-

lich abschätzen lassen.93 

Denn bei dem Vorwurf nach § 129 StGB geht es nicht um die Strafbarkeit von konkreten, im Rah-

men von Protesten begangenen Taten wie beispielsweise einer nötigenden Straßenblockade oder 

einer Farbsprühaktion. Vielmehr wird bereits die Organisation einer Protestbewegung als solche 

und jede Form der Beteiligung daran unter Strafe gestellt. Dabei erlaubt die Norm Überwachungs- 

und Ermittlungsmaßnahmen die tief in die Grundrechte der Beschuldigten, aber auch von unbetei-

ligten Dritten eingreifen.94 

§ 129 StGB dient eigentlich der Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Der Tatbestand setzt 

aber im Wesentlichen nur voraus, dass eine Vereinigung ihrem Zweck nach auf die Begehung von 

Straftaten gerichtet ist. Nach dem Wortlaut fallen daher auch Protestgruppen, die mit Mitteln des 

zivilen Ungehorsams auf ihre Anliegen aufmerksam machen, in den Anwendungsbereich. Wegen 

der weitreichenden Folgen setzt die Norm allerdings zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit zu-

sätzlich eine erhebliche Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch die Vereinigung voraus. Ihr 

Wirken muss das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung nachhaltig beeinträchtigen.95 

Die Einhaltung des verfassungsrechtlichen Klimaschutzgebots ohne Gewalt und mit Vehemenz 

einzufordern, dürfte das Sicherheitsgefühl einer demokratischen Gesellschaft nicht ernsthaft ge-

fährden.96 Vielmehr hat auch das Bundesverfassungsgericht anerkannt: „Demonstrativer Protest 

kann insbesondere notwendig werden, wenn die Repräsentativorgane mögliche Missstände und 

Fehlentwicklungen nicht oder nicht rechtzeitig erkennen oder aus Rücksichtnahme auf andere 

Interessen hinnehmen.“97 Angesichts einer verfassungs- und völkerrechtlich unzureichenden 
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Klimaschutzpolitik,98 einem rechts- und verfassungswidrigen Klimaschutzprogramm99 und der 

wiederholten Verletzung des Klimaschutzgesetzes100 überzeugt es nicht, in friedlichem zivilen 

Klimaungehorsam eine erhebliche Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu erblicken.101 

3.4 Beschleunigte Verfahren 

Nicht nur mit Blick auf Anklage und Verurteilung wird die Strafverfolgung schärfer. Die Berliner 

Justiz hat nun auch den Versuch unternommen, durch besondere organisatorische und strafpro-

zessuale Maßnahmen Klimaaktivist*innen systematisch in Schnellverfahren abzuurteilen.102 Da-

gegen bestehen allerdings erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken.  

So stellte die Staatsanwaltschaft vermehrt Anträge auf Durchführung eines beschleunigten Ver-

fahrens. Diese Schnellverfahren sind nach § 417 StPO nur zulässig, wenn ein einfacher Sachver-

halt oder eine klare Beweislage vorliegt. In diesen Fällen kann die Verfahrenslänge signifikant auf 

wenige Tage zwischen Aktion und Strafverhandlung gekürzt und die Rechte der Verteidigung kön-

nen erheblich beschnitten werden. Parallel dazu hat das Amtsgericht Tiergarten seinen Ge-

schäftsverteilungsplan derart geändert, dass alle beschleunigten Verfahren nach § 417 StPO bei 

zwei Richter*innen auf Probe landen. Da es zu diesem Zeitpunkt nur beschleunigte Verfahren im 

Zusammenhang mit den Aktionen der Letzten Genration gab, stellte diese Änderung des Ge-

schäftsverteilungsplans einen Versuch dar, die Verfahren der Letzten Generation auszusondern 

und bei bestimmten Richter*innen zu verhandeln. Dieses Vorgehen dürfte kaum mit dem im 

Grundgesetz verankerten Verbot der Schaffung von „Ausnahmegerichten“ aus Art. 101 GG zu ver-

einbaren sein.103 Bedenklich ist zudem die Zuweisung derart strittiger Verfahren an Richter*innen 

auf Probe. Wegen der vorzeitigen Entlassungsmöglichkeit (§ 22 Abs.1 DRiG) ist bei ihnen die rich-

terliche Unabhängigkeit nicht vollständig gewährleistet.104 

Unabhängig davon eignen sich die Verfahren gegen die Letzte Generation auch nicht für derartige 

Schnellverfahren. Denn die Strafbarkeit der Sitzblockade hängt von vielen Umständen des Einzel-

falls ab, sodass selten ein einfacher Sachverhalt oder eine klare Beweislage vorliegen dürfte. Aus 

diesem Grund hatte der Leiter der Berliner Staatsanwaltschaft Monate zuvor Schnellverfahren 

noch als ungeeignet erachtet.105 Und aus diesem Grund haben die Berliner Richter*innen die 

Durchführung bislang auch abgelehnt.106 In Bayern haben hingegen Gerichte in Schnellverfahren 

Aktivist*innen innerhalb von nur einem Tag abgeurteilt.107 Rechtsstaatliche Garantien, insbeson-

dere das Recht auf ein faires Verfahren, lassen sich bei diesem Vorgehen kaum einhalten.  

3.5 Sachfremde Bewertung von Klimaprotest 

„Die Rechtsanwendung [in der Justiz] erfolgt in Deutschland ohne politische Kriterien, Einflüsse, 

Einstellungen oder Bewertungen“ heißt es in dem Urteil zu einem Verfahren der Letzten Genera-

tion.108 Wenngleich das Postulat einer apolitischen (Straf-)Justiz aus rechtsphilosophischer und -

soziologischer Sicht zu hinterfragen sein und gesellschaftliche Machtverhältnisse auch in der 

Rechtsprechung reproduziert werden dürften,109 so formuliert doch das Rechtsstaatsprinzip aus 

Artikel 20 Abs. 3 Grundgesetz den unmissverständlichen Anspruch einer unvoreingenommen, 

objektiven und unpolitischen Justiz. Der Umgang der Gerichte mit Klimaprotest wird diesem An-

spruch allerdings nicht immer in vollem Umfang gerecht: Gerichte greifen immer wieder auf eine 
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politische Bewertung der Formen von und Motive für Klimaaktivismus zurück und zweifeln in Ur-

teilen Legitimität und moralische Integrität des Protests an.  

In einem Urteil des Amtsgerichts Tiergarten zu einer Straßenblockade der Letzten Generation 

heißt es beispielsweise:  

„Es handelt sich um eine naiv und undurchdacht anmutende Form des politischen Aktionis-

mus, die objektiv keine ernsthafte Aussicht auf Erfolg verspricht und von einer besonderen 

Selbstüberschätzung getragen wird.“110 

In einer anderen Urteilsbegründung schließt das Gericht die politische Bewertung mit belehrenden 

Worten ab:  

„Außerdem haben die letzten 12 Monate gezeigt, dass sich Politiker durch die Blockadeakti-

onen nicht „erpressen lassen“. Sie ändern ihre Entscheidungen deshalb nicht. Die Klimaakti-

visten haben in dieser Zeit nicht einmal ihre Minimalziele erreicht. […] Bei allem Verständnis 

für die großen Sorgen der Blockierenden um ihre Zukunft. So geht es jedenfalls nicht !!!“111 

Nahezu zynisch äußerte sich ein anderer Richter in einer Verhandlung zu einer Straßenblockade 

über die Motivation der Aktivist*innen, für den Erhalt der Lebensgrundlagen auf die Straße zu ge-

hen:  

„Die Dinos sind schließlich auch ausgestorben. Der Mensch wird sowieso aussterben, davon 

bin ich fest überzeugt. Das lässt sich nicht verhindern, dafür ist er zu dumm.“112 

Das Landgericht München begründete zuletzt den Anfangsverdacht gegen die Letzte Generation 

wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung unter anderem damit, dass ihr Protest „moralisch 

überhöhend“ sei und eine „illegitime“ Verletzung des gesellschaftlichen Diskurses darstelle.113  

Fraglos müssen sich Strafgerichte im Rahmen der Strafzumessung auch mit den Motiven des 

Angeklagten auseinandersetzen (§ 46 StGB). Vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlichen 

Bedeutung der Versammlungsfreiheit als „unentbehrliches Funktionselementen eines demokrati-

schen Gemeinwesens“114 steht den Gerichten eine Bewertung von Legitimität, Sinnhaftigkeit oder 

Erfolgschancen von klimapolitischem Protest allerdings nicht zu. 

3.6 Keine Anwendung von Jugendstrafrecht 

Außerdem lehnen Strafverfolgungsbehörden bei vielen heranwachsenden Aktivist*innen die An-

wendung des (milderen) Jugendstrafrechts pauschal ab. Begehen Menschen im Alter von 18 bis 

21 Jahren eine Straftat, muss im Einzelfall nach einer Gesamtwürdigung der Persönlichkeit ent-

schieden werden, ob Jugendstrafrecht zur Anwendung kommt (§ 105 JGG). In der Praxis werden 

jedoch gerade auch in diesen Fällen vermehrt Strafbefehle (verkürztes Strafverfahren mit rechts-

kräftigem Urteil nach zwei Wochen) erlassen und Erwachsenenstrafrecht angewandt, ohne eine 

solche Prüfung durchzuführen.   
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4 Verschärfung von Gesetzen 

Wir beobachten, dass die parlamentarische Gesetzgebung auf Landesebene auf vermeintliche 

Grenzüberschreitungen durch zivilen Ungehorsam der Klimabewegung mit engeren Grenzen für 

zivilgesellschaftliches Engagement reagieren. Die dahinterstehende politische Logik, „effektive 

Rechtsstaatlichkeit erfordert die Beschränkung rechtlicher Freiheiten“ verkennt die Grundsätze 

des Rechtsstaatsprinzips. Sie bedroht die Freiräume zivilgesellschaftlicher Betätigung und ist viel-

fach mit der grundrechtlich verbürgten Meinungs- und Versammlungsfreiheit unvereinbar. Dabei 

geht es insbesondere um Beschränkungen von versammlungsrechtlich geschützten Aktivitäten. 

Gleichzeitig werden Befugnisse verankert, die langfristig gegen die Zivilgesellschaft eingesetzt 

werden und die Partizipation auch in anderen Bereichen zukünftig einschränken können. Die ge-

setzlichen Grundlagen haben somit eine gesamtgesellschaftliche Relevanz. 

4.1  Verschärfung des Versammlungsrechts 

Die Versammlungsgesetze der Länder setzen den gesetzlichen Rahmen für die Ausübung der in 

Art. 8 GG garantierten Versammlungsfreiheit. Als Freiheit zur kollektiven Meinungskundgabe, ist 

diese nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts „für eine freiheitlich demokrati-

sche Staatsordnung konstituierend“.115 Verschärfungen und Einschränkungen von Versamm-

lungsgesetzen sind daher immer an den Garantien des Grundgesetzes zu messen. 

Nordrhein-Westfalen hat im Januar 2023 ein neues Versammlungsgesetz116 verabschiedet, das 

die Demonstrationsfreiheit an zahlreichen Stellen einschränkt. Viele der Regelungen zielen hierbei 

ausdrücklich darauf ab, die neuen Protestformen der Klimabewegung zurückzudrängen. 

Das Gesetz statuiert ein absolutes Teilnahmeverbot an Versammlungen, die infolge des öffentli-

chen Erscheinungsbildes durch das Tragen uniformähnlicher Kleidungsstücke Gewaltbereitschaft 

vermitteln und dadurch einschüchternd wirken (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 VersG NRW). Die Gesetzesbe-

gründung stellt dabei etwa das Tragen gleichfarbiger Overalls bei dem Klimaprotest gegen den 

Tagebau Garzweiler im Jahr 2019 in der Gesetzesbegründung mit dem Tragen von Bomberja-

cken und Springerstiefeln gleich.117 Die Gesetzesbegründung sieht die Overalls als uniformähnli-

che Kleidungsstücke an und geht davon aus, dass auch die Proteste der Klimabewegung am Ta-

gebau Garzweiler dem neuen Gewalt- und Einschüchterungsverbot unterfallen würden. 

Die Teilnahme an solchen Versammlungen würde danach regelmäßig einen neu geschaffenen 

Straftatbestand erfüllen (§ 27 Abs. 8 Nr. 1 VersG NRW). Speziell durch die Strafandrohung wer-

den Bürger*innen von der Teilnahme an Versammlungen potenziell abgeschreckt. Die Unbe-

stimmtheit der Strafnorm birgt zudem die Gefahr, dass neue aktivistische Protestformen durch 

die Strafverfolgungsbehörden kriminalisiert werden. 

Ebenfalls auf eine Beschränkung der Protestformen der Klimabewegung zielt die Regelung des 

§ 13 Abs. 1 S. 3 VersG NRW ab: „Auf Bundesautobahnen finden keine Versammlungen statt“. Es 

handelt sich um ein präventives Versammlungsverbot ohne jegliche Ausnahmemöglichkeiten. Die 

Regelung ist im gesamten Bundesgebiet einmalig und eine völlig neue Art des gesetzlichen Ver-

sammlungsverbotes. Kein anderer Ort in Deutschland wurde bisher völlig von Versammlungen 

ausgenommen – selbst die sogenannte Bannmeile um Parlamentsgebäude und Regelungen zu 

Versammlungen an NS-Gedenkstätten verbieten Versammlungen nicht ausnahmslos. Ganz 
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ausdrücklich sollen auch Versammlungen verboten sein, die einen inhaltlichen Bezug zwischen 

dem Demonstrationsort „Autobahn“ und der Thematisierung von Umweltschäden durch den 

Kraftfahrzeugverkehr aufweisen.118 Die Regelung verbietet auch solche Versammlungen, die nicht 

auf eine Blockade abzielen. Es handele sich bei diesen Klimaprotesten lediglich um „partikulare 

Interessen“.119  

Dabei verkennt der Gesetzgeber grundlegend, dass der Schutz der Anliegen von Minderheiten ver-

fassungshistorisch gerade Sinn und Zweck der Versammlungsfreiheit ist und ordnet die Ver-

sammlungsfreiheit pauschal dem Mobilitätsinteresse einer vermeintlichen Mehrheit unter. Die 

Mehrheitsgesellschaft ist in einer Demokratie gerade nicht im gleichen Maße auf das Versamm-

lungsrecht angewiesen, wie jene, die die Mehrheit für sich gewinnen wollen. Die Wahl des Ver-

sammlungsortes ist ein Kernstück des von Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG geschützten Selbstbestim-

mungsrechts der Versammlung und kann durch den Gesetzgeber nicht a priori „herausdefiniert“ 

werden.120  

Auch die sächsische Landesregierung plant eine umfassende Novellierung des Sächsischen Ver-

sammlungsgesetzes (SächsVersG), welches einige der am VersG NRW zu kritisierenden Punkte 

im Hinblick auf die Versammlungsfreiheit grundrechtsschonender regelt. Auch wenn das Sächs-

VersG einige Verbesserungen beinhaltet, gibt es zu kritisierende Aspekte. Der Kabinettsentwurf,121 

der sich in der Verbändeanhörung befindet, schränkt das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit in 

vielfältiger Weise ein. Die Grundrechtsträger*innen, also auch die Teilnehmenden und die Veran-

stalter*innen, werden nicht angemessen berücksichtigt. Zudem wird durch einen versteckten 

Zwang zur Kooperation das Prinzip der Staatsfreiheit von Versammlungen untergraben.122 Beson-

dere Bedenken bestehen gegen die geplante Überprüfung von Ordner*innen, die nicht nur die Ver-

sammlungsfreiheit erheblich beeinträchtigen, sondern auch tiefe Eingriffe in die informationelle 

Selbstbestimmung der Betroffenen bedeuten würde.123 

Die gesetzlichen Regelungen sind zumindest in Teilen nicht mit der Versammlungsfreiheit verein-

bar. Das parallele Vorgehen mehrerer Bundesländer auf gesetzlicher Ebene zur Einschränkung 

der Versammlungsfreiheit, insbesondere zur Anwendung gegen die Klimabewegung, ist eine rele-

vante Entwicklung in der Beschränkung von Partizipation. Aus diesem Grund sind auch mehrere 

Klagen gegen die Gesetze anhängig. So wendet sich die Gesellschaft für Freiheitsrechte gemein-

sam mit weiteren Organisationen mit einer Verfassungsbeschwerde vor dem Landesverfas-

sungsgerichtshof gegen mehrere Regelungen des Versammlungsgesetzes NRW.124 

4.2 Einführung von Gebühren für Polizeieinsätze 

Doch auch unterhalb der Schwelle von Beschränkungen der Versammlungsfreiheit, gibt es ge-

setzgeberische Bemühungen, neue Protestformen der Klimabewegung zu verhindern. Das Ver-

waltungsgericht Berlin entschied am 21. September 2023, dass ohne ausdrückliche Regelung in 

der Gebührenordnung für das ablösen angeklebter Hände keine Gebühren erhoben werden dür-

fen.125 Andere Bundesländer sind dahingehend bereits aktiv geworden: Nordrhein-Westfalen än-

derte zum 12. August 2023 die entsprechende Anlage zur Gebührenordnung.126 Nunmehr können 

die Kosten für die Anwendung unmittelbaren Zwangs gegen Personen je nach angefallenem Zeit-

aufwand erhoben werden. Dabei können regelmäßig inklusive Anfahrt sowie Vor- und Nachberei-

tung 70,00 € pro Stunde pro eingesetzten Beamten berechnet werden.127 Die Kosten muss die 
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pflichtige Person in einer Höhe von bis zu 50.000,00 € tragen. Die Landesregierung möchte durch 

die Regelung gezielt ermöglichen, dass Teilnehmenden an Blockadeaktionen die Kosten der Poli-

zeieinsätze in Rechnung gestellt werden können, wenn sie sich nach einer Versammlungsauflö-

sung nicht entfernen.128  

Die Änderung der Verordnung zeigt, dass die Entscheidungsträger*innen auch untypische legisla-

tive Mittel einsetzen, um den Aktionsformen von Klimaaktivst*innen mit den Mitteln des Rechts 

entgegenzutreten. Dabei nimmt die Landesregierung politisch in Kauf, dass künftig auch in ande-

ren Fällen bei der Anwendung unmittelbaren Zwangs Gebühren für Polizeieinsätze erhoben wer-

den. 

4.3 Verschärfungen des Strafrechts 

Der Bundestag hat sich auch bereits mit Verschärfungen des materiellen Strafrechts zur Be-

schränkung von Klimaaktivismus befasst. Der Antrag der Unionsfraktion „Straßenblockierer und 

Museumsrandalierer härter bestrafen – Menschen und Kulturgüter vor radikalem Protest schüt-

zen“129 vom 08. November 2022 wurde zwar von der Mehrheit der Abgeordneten abgelehnt. Inhalt 

und Begründung des Vorschlages machten aber deutlich, dass relevante Teile des Bundestages 

gezielte Strafrechtsverschärfungen befürworten, um bestimmte Protestformen härter und schnel-

ler zu bestrafen. 

Wenngleich derartige Änderungen von StGB und StPO in Deutschland bislang keine Mehrheiten 

finden, so gibt der Blick ins Ausland Anlass zur Sorge, dass sich dies mit veränderten politischen 

Kräfteverhältnissen schnell ändern kann. In anderen liberalen Demokratien wurden Gesetze be-

reits erheblich verschärft. So wurde in Großbritannien als Reaktion auf zunehmenden Klimapro-

test bereits 2022 die Möglichkeit geschaffen, lauten und disruptiven Protest zu verbieten, ein 

Straftatbestand der Erregung öffentlichen Ärgernisses normiert und das Strafmaß für Straßenblo-

ckaden erhöht.130 Mit dem Public Order Act131 wurde 2023 der Straftatbestand des Anschließens 

(„locking on“) geschaffen, das Mitführen von dazu geeigneten Gegenständen pönalisiert („being 

equipped for locking on“) und die Möglichkeiten zur anlasslosen Durchsuchung von Versamm-

lungsteilnehmenden erheblich ausgeweitet. Auf dieser Grundlage wurden Aktivist*innen wegen 

der Blockade einer Brücke zu 3 Jahren Gefängnis verurteilt.132 Der Hohe Kommissar der Vereinten 

Nationen für Menschenrechte bezeichnete die Gesetzesverschärfung als „zutiefst beunruhigend“ 

und menschenrechtswidrig.133 In Australien haben seit 2022 verschiedene Bundesstaaten ver-

sammlungsbezogene Straftatbestände geschaffen sowie Strafrahmen verschärft, die auch zu 

ersten Freiheitsstrafen gegen Klimaaktivist*innen geführt haben.134 In den USA wurden seit 2017 

über 250 Gesetzesvorschläge zur Beschränkung und Kriminalisierung von Protest eingebracht.135 

Dabei war nach Berichten von Greenpeace häufig die Lobby fossiler Energieunternehmen eine 

treibende Kraft hinter den Initiativen.136  
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5 Weitere Beschränkungen 

5.1  „Chilling Effects“: Die indirekten Folgen staatlicher Repression 

Die Wirkung von Strafverfolgung und anderen Formen staatlicher Repression gegen Klimaprotest 

geht häufig über den konkreten Anlass und den unmittelbaren Zweck einer Maßnahmen hinaus. 

Sie verunsichern die Betroffenen selbst, die Menschen in ihrem Umfeld und die Klimabewegung 

insgesamt. Strafprozessuale Maßnahmen wie Durchsuchungen oder Abhörmaßnahmen treffen 

zudem auch unbeteiligte Dritte. Sowohl die Angst, selbst zum Ziel von Ermittlungsmaßnahmen zu 

werden, als auch die damit verbundene Delegitimierung des Protests in der öffentlichen Meinung 

können Menschen daran hindern, ihre Grundrechte auf Versammlungs-, Meinungs-, Vereinigungs- 

und Pressefreiheit sowie demokratische Teilhabe auszuüben. Diese als chilling effects 

bezeichnete, mittelbare Freiheitsbeeinträchtigung verstärkt den Effekt von Repressionsmaß-

nahmen erheblich. Wenn Menschen sich selbst zensieren oder aufhören, von ihren Grundrechten 

Gebrauch zu machen, werden wichtige Diskussionen unterdrückt und die Funktionsweise einer 

offenen Gesellschaft beeinträchtigt. In der behördlichen und gerichtlichen Praxis wird diesem 

Phänomen allerdings bislang kaum Aufmerksamkeit gewidmet.  

Ein beunruhigendes Beispiel dafür bieten die bereits angesprochenen Ermittlungen der General-

staatsanwaltschaft München gegen Mitglieder der Letzten Generation wegen Bildung einer krimi-

nellen Vereinigung. Die Ermittlungsmaßnahmen betrafen nicht nur die Beschuldigten, sondern 

auch zahlreiche Unbeteiligte und hatten Auswirkungen weit über die Letzte Generation hinaus.137 

In einer freiheitlichen Demokratie müsste der Umstand, dass Strafverfolgung im Bereich der 

(klima-) politischen Teilhabe an der öffentlichen Meinungsbildung stattfindet, Anlass zu besonde-

rer Zurückhaltung geben. Die bayrischen Behörden machten von ihren Ermittlungsbefugnissen 

hingegen umfassend Gebrauch.138 

So wurde der Zahlungsdienstleister Elinor Treuhand e.V. zum Ziel der Ermittlungen. Der gemein-

nützige Verein stellte Gruppenkonten für hunderte Schulklassen, Sportvereine, Kitas und eben 

auch Gruppen aus der Klimabewegung, wie die Letzte Generation, Extinction Rebellion oder FFF 

bereit.139 Nur aufgrund dieser Dienstleistung wurden wegen des Vorwurfs der Unterstützung einer 

kriminellen Vereinigung bei Elinor Geschäftsräume durchsucht140 und Gelder beschlagnahmt. Die 

Plattform hat mittlerweile ihre Dienste eingestellt.141 Durchsuchungen fanden aber auch bei zwei 

völlig unbeteiligten Unternehmen statt, die ausschließlich für Fridays for Future tätig waren und 

keinerlei Verbindung zur Letzten Generation hatten. Dabei war ausreichend, dass eine Überwei-

sung von einem Elinor-Gruppenkonto an die Unternehmen den Verwendungszweck „Klimastreik 

München“ enthielt, um einen Durchsuchungsbeschluss zu erwirken. Obwohl die Ermittler feststell-

ten, dass kein Bezug zur Letzten Generation bestand, beschlagnahmten sie dennoch Datensätze 

mit ca. 5.000 Adressen von FFF-Unterstützer*innen.142  

Das Vorgehen der Behörden sorgt insgesamt für eine erhebliche Verunsicherung der klimabeweg-

ten Zivilgesellschaft. Aufgrund der tatbestandlichen Unschärfe von § 129 StGB sind die Strafbar-

keitsgrenzen für Betroffene kaum erkennbar. Jede Unterstützung der Letzten Generation kann 

potenziell strafbar sein, egal ob finanziell, juristisch, kommunikativ oder logistisch. Sämtliche 

Menschen im erweiterten Umfeld der Vereinigung drohen zum Ziel strafprozessualer Maßnah-

men zu werden. Darüber hinaus birgt auch jeder Kontakt mit den Aktivist*innen der Letzten 
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Generation das Risiko, von Überwachungsmaßnahmen betroffen zu werden. Die Beschlagnah-

mung der FFF-Adressen verdeutlicht, dass für die Ermittlungsbehörden jede thematische Über-

schneidung verschiedener Protestgruppen für die Begründung eines Verdachts ausreichen kann.  

Verstärkt wird die abschreckende Wirkung von Ermittlungsmaßnahmen durch eine gezielte öf-

fentliche Kommunikation. Dabei legte das Vorgehen der Münchner Behörden den Verdacht nahe, 

dieser Effekt sei den Ermittler*innen nicht nur bewusst, sondern auch beabsichtigt. So ließ die 

Generalstaatsanwaltschaft München nach der Beschlagnahmung der Homepage der Letzten Ge-

neration am 24. Mai 2023 dort den Hinweis einblenden: „Die Letzte Generation stellt eine krimi-

nelle Vereinigung gemäß § 129 StGB dar! (Achtung: Spenden an die Letzte Generation stellen mit-

hin ein strafbares Unterstützen der kriminellen Vereinigung dar!)“.143 Diese Verlautbarung stellte 

nicht nur einen Verstoß gegen die Unschuldsvermutung dar und wurde deshalb von den Behör-

den wieder gelöscht. Sie brachte auch die Intention zum Ausdruck, Menschen von einer weiteren 

Unterstützung der Bewegung abzuschrecken, bevor ein Gericht die Einstufung als kriminelle Ver-

einigung bestätigt hätte. Eine Instrumentalisierung von Ermittlungsbefugnissen zur Abschre-

ckung von politischem Protest ist aber mit dem Grundgesetz nicht vereinbar.  

5.2 Beschränkung der Pressefreiheit 

Eine freie Berichterstattung wird in Artikel 5 GG verfassungsrechtlich geschützt. Sie ist Wesens-

merkmal und Funktionsbedingung einer Demokratie. Mit der Verbreitung von Informationen und 

Meinungen schafft die Presse die Voraussetzung für öffentlichen Diskurs und Meinungsbildung 

und fungiert als Kontrollorgan zwischen Bürger*innen und gewählten Vertreter*innen.144 Gleich-

sam spielt sie auch für Protestbewegungen, die auf demokratischen Wandel abzielen, eine wich-

tige Rolle als Übermittler der kommunikativen Anliegen. Staatliche Eingriffen in das Grundrecht 

der Pressefreiheit unterliegen den strengen Grenzen von Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG. Dennoch kommt es 

immer wieder bei Klimaprotesten zu Behinderungen der Arbeit von Journalist*innen. Sowohl bei 

der Räumung von Lützerath,145 bei Massenaktionen von Ende Gelände,146 als auch bei den Protes-

ten zur IAA147 berichteten Medienschaffende von weitreichenden Beschränkungen der Berichter-

stattung. 

Zudem kann auch hier der abschreckende Effekt von Überwachungsmaßnahmen zu einer gene-

rellen Verhaltensanpassung führen, der die freie Berichterstattung gefährdet. So hat im Zuge der 

Ermittlungen gegen die Letzte Generation auf Anordnung des Amtsgerichts München das Presse-

telefon der Bewegung über einen Zeitraum von mehreren Monaten abgehört.148 Der Beschluss 

des Amtsgerichts München enthält keine Auseinandersetzung mit dem grundrechtlichen Schutz 

journalistischer Arbeit und erwähnt die Pressefreiheit nicht.149 Die Abhörmaßnahme wurden ge-

richtlich nach drei Monaten sogar um weitere Monate verlängert, obwohl die Ermittlungsbehör-

den nach der erstmaligen Observation bereits feststellten, dass auf dem Anschluss fast aus-

schließlich Anfragen von Medienvertreter*innen, Studierenden und Schüler*innen eingingen. Die 

Staatsanwaltschaft sieht bereits in der Existenz von Pressekontakten eine Relevanz für den Nach-

weis einer kriminellen Vereinigung. Konkret haben die Ermittlungsbehörden auch Gespräche mit 

Journalist*innen verschriftlicht. 

Nicht nur bei der Anordnung der Überwachungsmaßnahme blieb die Pressefreiheit unberücksich-

tigt. Auch die konkrete Durchführung der Überwachung zeigt, dass die Ermittlungsbehörden die 
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Bedeutung und Tragweite der Pressefreiheit verkennen, weil konkrete Gespräche mit Journa-

list*innen wortlautgenau mitprotokolliert wurden, obwohl diese Gespräche rechtlich besonders 

geschützt sind. Damit greifen die Überwachungsmaßnahmen unverhältnismäßig in die Presse-

freiheit von am Ermittlungsverfahren unbeteiligten Journalist*innen ein. 

Zusammen mit einem betroffenen Journalisten der Süddeutschen Zeitung lässt die Gesellschaft 

für Freiheitsrechte die Überwachung des Pressetelefons gerichtlich überprüfen, um deren Rechts-

widrigkeit festzustellen und für die Zukunft einen besseren Schutz der Pressefreiheit vor unver-

hältnismäßigen Eingriffen durch Strafverfolgungsbehörden zu erwirken.  

5.3 Strategic Lawsuits Against Public Participation 

Jenseits staatlicher Einschränkungen der Handlungsspielräume für die Klimabewegung spielen 

auch „Strategic Lawsuits Against Public Participation“150 (SLAPPS) zunehmend eine Rolle. Dabei 

handelt es sich um Klagen von privaten Akteur*innen gegen Aktivist*innen, Organisationen oder 

Journalist*innen, die sich für Angelegenheiten von öffentlichem Interesse einsetzen, mit dem Ziel 

deren Tätigkeiten zu behindern. Sie dienen dazu, Betroffene durch Rechtsmittel einzuschüchtern. 

Wenn Aktivist*innen Unterlassungserklärungen mit hohen Strafandrohungen bei Zuwiderhand-

lung zugesandt oder sie vor Gericht wegen einer Blockadeaktion auf Zahlung hoher Schadens-

summen verklagt werden, hat dies ebenfalls einen „chilling effect“ auf die Ausübung von Partizi-

pationsrechten wie z.B. der Versammlungs- oder Meinungsfreiheit. 

Da erst in den letzten Jahren ein öffentliches Bewusstsein für das Phänomen entstanden ist, exis-

tiert bislang keine systematische Erfassung oder empirische Forschung zu den Fällen und es 

fehlt auch eine einheitliche Definition. Dennoch hat das Bündnis „Coalition against Slapps in Eu-

rope“ zwischen 2010 und 2023 in Europa 820 SLAPP-Fälle in Bezug auf vielfältige zivilgesell-

schaftlichen Beteiligungsformen identifiziert – mit deutlich steigender Tendenz.151 Da der Zweck 

solcher Klagen die Einschüchterung ist, muss von einer hohen Dunkelziffer ausgegangen wer-

den.152 Für Deutschland wurden bislang 12 Fälle bekannt.153 Neben dem strafrechtlichen Verfah-

ren gegen Mitarbeitende des Umweltinstituts München e.V.154 und der einschüchternden Zivil-

klage gegen die NGO Rettet den Regenwald e.V.,155 finden sich auch weitere Beispielsfälle, an de-

nen sich die Auswirkungen auf klimapolitisches Engagement verdeutlichen lassen. 

Klassische Form von SLAPPs sind zivilrechtliche Schadensersatzklagen nach Protestaktionen. In 

vielen Fällen werden sie auch von Strafanzeigen begleitet. Bei diesen Verfahren kommt es für die 

Wirkung nicht unbedingt auf eine Verurteilung an. Bereits die Klage selbst oder die Drohung mit 

einer solchen hat das Potential, Protest abzuschrecken, erhebliche Ressourcen zu binden und 

Aktivist*innen einzuschüchtern.  

So verklagte der Energiekonzern RWE nach einer Blockade des Kohlekraftwerks Weisweiler im 

November 2017 sechs Aktivist*innen vor dem Landgericht Aachen auf zwei Millionen Euro Scha-

densersatz.156 Wegen der Blockade habe RWE drei Kraftwerksblöcke vom Netz nehmen und feh-

lenden Strom teuer zukaufen müssen.157 Ebenso kündigt der Energiekonzern nach einem Protest 

am Braunkohlekraftwerk Neurath im November 2021 an, mehrere Aktivist*innen auf 1.400.000 € 

Schadensersatz verklagen zu wollen.158 Und auch nach den Protesten gegen die Räumung von 

Lützerath im Januar 2023 verlautbarte RWE, den Ersatz der finanziellen Schäden durch die Aktion 

von Klimaaktivist*innen gerichtlich einzufordern.159 
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Nach einer Blockadeaktion am Flughafen Leipzig im Juli 2021 verklagte der Paket-Dienstleister 

DHL mehrere Aktivist*innen auf Schadensersatz. Da LKW die Fracht laut Aussage des Unterneh-

mens aufgrund der Blockade nicht rechtzeitig abliefern konnten und Flieger am Boden bleiben 

mussten, forderte DHL insgesamt 285.000 €. Ende August 2023 wurde nach Aussage des Bünd-

nisses „Repression nicht zustellbar“ ein außergerichtlicher Vergleich geschlossen, nach dem die 

Aktivist*innen entweder 64.000 € bezahlen oder aufsummiert 4.320 unbezahlte Arbeitsstunden 

bei der Stiftung „Mehr Wald für Sachsen“ ableisten müssen.160 Im November 2022 führten 

Klimaaktivist*innen der Letzten Generation Blockadeaktionen am Berliner Flughafen durch, sowie 

im Juli 2023 an den Flughäfen Düsseldorf und Hamburg. Lufthansa kündigte in der Folge an, 

dass sie für sämtliche Fluggesellschaften der Lufthansa Gruppe Ansprüche geltend machen woll-

ten.161 Eurowings, eine Lufthansa-Tochter, forderte laut Zeitungsberichten Aktivist*innen auf, bis 

Mitte Oktober 120.000 € zu überweisen. Sollte dies nicht geschehen, werde das Unternehmen 

Klage erheben.162 

Ein anderes Instrument zur Behinderung von Klimaaktivismus sind strafbewährte Unterlassungs-

erklärungen. Nach Massenaktionen von Ende Gelände, bei denen Grundstücke von RWE betreten 

wurden, verlangte der Konzern unter Androhung von Klagen die Abgabe solcher Erklärungen. 

Auch der Bundestagsabgeordneten Kathrin Henneberger wurde in ihrer damaligen Rolle als Pres-

sesprecherin eine Unterlassungserklärung von RWE geschickt. Darin wurde auf eine Rede Bezug 

genommen, die sie im Mai über die „Kritischen Aktionäre“ auf der RWE-Hauptversammlung im 

Namen von Ende Gelände gehalten habe.163 Bei Zuwiderhandlung drohen horrende Strafzahlun-

gen. Dass solche Erklärungen ein weiteres klimapolitisches Engagement zu einem riskanten Un-

terfangen machen, verdeutlichte das Vorgehen von RWE von 2019. Im Vorfeld zu Aktionen am 

Tagebau forderte der Konzern den Sprecher von Ende Gelände dazu auf, innerhalb von zwei Wo-

chen 50.000 € zu zahlen, weil er durch Tweets und öffentliche Äußerungen gegen die Unterlas-

sungserklärung verstoßen habe.164 

Wird die Abgabe einer Unterlassungserklärung verweigert, kann diese auch gerichtliche einge-

klagt werden. So verurteilte das LG Cottbus Aktivist*innen von Greenpeace nach einer Blockade-

aktion an einem Tagebau zur Unterlassung einer Beeinträchtigung des Betriebs und drohte bei 

Zuwiderhandlung ein Ordnungsgeld von bis zu 250.000 € oder bis zu sechs Monate Haft an.165 

Das Berufungsverfahren, wurde durch einen Vergleich über die Zahlung von 11.000 € beendet.166 

Selbstverständlich garantiert der Rechtsstaat von Protestaktionen betroffenen Privaten die Mög-

lichkeit, die eigenen Interessen mit juristischen Mitteln zu verteidigen. Charakteristisch für 

SLAPPs ist jedoch, dass die Rechtsdurchsetzung in einem erheblichen finanziellen und politi-

schen Mächteungleichgewicht stattfindet, in der selten materielle Waffengleichheit herrscht. 

Diese juristischen Schritte können und sollen unabhängig von ihrer Begründetheit klimapoliti-

sches Engagement verhindern, indem sie Einschüchtern und erhebliche Ressourcen binden. Das 

Risiko einer fünf-, bis siebenstellige Schadensersatzsumme kann mitunter stärkere Abschre-

ckungseffekte entfalten als eine strafrechtliche Verfolgung durch den Staat. Im Ergebnis droht 

(klima-)politische Partizipation durch private Akteur*innen, insbesondere große Unternehmen, 

beschränkt zu werden. 
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6 Negatives Framing im öffentlichen Diskurs 

Auch im öffentlichen Diskurs lässt sich eine Verschärfung der Debatte um Klimaaktivist*innen 

und Klimaproteste in Deutschland erkennen. Dabei geht es vor allem um die Legitimität und Lega-

lität der Proteste. Eine diskreditierende Rhetorik hat Folgen auf verschiedenen Ebenen. Zum einen 

prägt sie die gesellschaftliche Stimmung und wirkt stigmatisierend. Zum anderen dient eine ver-

schärfte Rhetorik zur Legitimierung eines härteren staatlichen Vorgehens. So sind Verschärfun-

gen im Diskurs oft Vorboten für Konsequenzen in anderen Bereichen. 

Wie sich der öffentliche Diskurs gestaltet, spielt deshalb in der Untersuchung der zivilgesellschaft-

lichen Handlungsspielräume und „Shrinking Civic Spaces“ eine wichtige Rolle.167  Welche Begriffe 

in der öffentlichen Debatte angeführt werden, welche Wertungen vermittelt und welche Forderun-

gen damit einhergehen, hat Einfluss auf gesellschaftliche und politische Auseinandersetzun-

gen.168 Die Verschärfung des Diskurses zeigt sich etwa in den Äußerungen Alexander Dobrindts, 

Abgeordneter und ehemaliger Bundesminister, der den Begriff der „Klima-RAF“ nutzte und im sel-

ben Zuge härtere Strafen für Aktivist*innen forderte.169 In einem ähnlichen Kontext verglich der 

CDU-Abgeordnete Florian Hahn Klima-Aktivist*innen mit den Taliban.170 

Um die Entwicklung von Repressionen gegenüber klimapolitischem Engagement und zivilgesell-

schaftlichen Protest besser bewerten zu können, sind daher nicht nur gesetzgeberische Verläufe 

und Anwendungen in den Blick zu nehmen, sondern auch die Gestaltung der öffentlichen Diskus-

sionen in den Medien und der politischen Kommunikation.171 Im öffentlichen Diskurs können 

prägnante Interpretationsschemata, so genannte Frames, identifiziert werden, die die Wahrneh-

mung und das Verständnis von Sachverhalten beeinflussen. Framing meint die (Ein-)Rahmung 

eines Sachverhaltes in ein bestimmtes Bedeutungsumfeld, wodurch in komplexen gesellschaftli-

chen Situationen soziale und moralische Ordnung geschaffen und Wertung kommuniziert wird.172 

Sie festigen spezifische Interpretationen, indem sie eine bestimmte Problemdefinition anführen, 

etwa in Bezug auf Situationen oder Akteur*innen, moralische Wertungen vornehmen sowie Lö-

sungen und Handlungsoptionen nahelegen.173  

6.1 Framing in den klassischen Medien  

Den Medien kommt eine zentrale Rolle bei der Gestaltung des öffentlichen Diskurses zu. Sie kön-

nen Aufmerksamkeit schaffen und bestimmte Interpretationen von Sachverhalten fördern.174  

An dieser Stelle dienen zwei Beispiele als Illustration für die Verschärfung der Rhetorik in den klas-

sischen Medien gegenüber Klimaaktivist*innen und Klimaprotesten. Ein prägnanter Framingan-

satz bezieht sich auf eine potenziell terroristische Gefahr, die von Klimaaktivist*innen ausgehen 

solle. Dieser Frame geht mit Schlüsselbegriffen wie Terror, Radikalisierung, Linksextremismus, 

Gewalt und Militanz einher. Als Problem wird in diesem Frame eine Radikalisierung der Klimabe-

wegung beschrieben, die in einer Gefährdung von Menschenleben gipfeln könne. So sei der 

„Schritt hin zu Krawall und Gewalt“175 nur noch klein und der Blockade eines Flughafens werden 

Elemente „von terroristischer Selbstermächtigung und einer fanatischen Sehnsucht danach, dass 

es Verletzte oder gar Tote gibt“176 zugeschrieben. 

Ein zentraler Vergleich bzw. Bezugnahme, der in diesem Frame immer wieder genutzt wird, ist zur 

terroristischen Vereinigung der Roten Armee Fraktion (RAF). Dieser äußert sich deutlich in Wort-

schöpfungen wie der „Klima-RAF“,177 mit der die Gefahr der gewaltvollen Radikalisierung der 
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Klimabewegung beschrieben wurde. Dargelegt Lösungsansätze in dem genannten Frame umfas-

sen u.a. höhere Strafen für Aktivist*innen und eine Verschärfung der Gesetzgebung. Auch Appelle 

an die Klimabewegung selbst finden sich in dem Frame in der Aufforderung sich von Akteur*in-

nen und/oder Aktionsformen zu distanzieren. 

Daneben ist ein weiterer prägnanter Frame der einer gesellschaftlichen Spaltung. Als zentrale 

Schlüsselbegriffe in diesem Frame können Spaltung, Rückhalt in der Bevölkerung und gesellschaft-

licher Zusammenhalt genannt werden. Die Problemdefinition bezieht sich etwa darauf, dass ge-

wisse Protestformen der Klimaaktivist*innen die Unterstützung für klimapolitische Maßnahmen 

in der Gesamtbevölkerung sinken ließen und Bevölkerungsgruppen gegeneinander aufbringen 

könnten. Es werden Fronten beschrieben, etwa „Auf der einen Seite: die Klimabewegten […]. Auf 

der anderen Seite steht der Mainstream der Bevölkerung.“178 In diesem Frame werden die kritisier-

ten Protestformen oftmals als ineffektiv und kontraproduktiv bezeichnet, um klimapolitische 

Maßnahme politisch und gesellschaftlich umzusetzen und zugleich als Gefahr für den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt dargestellt. Der implizit kommunizierte Lösungsansatz stellt daher 

eine Abkehr von diesen Protestformen dar. 

6.2 Framing in der politischen Kommunikation 

In der politischen Sphäre können Frames maßgeblich geprägt und damit die mediale und gesell-

schaftliche Debatte beeinflusst werden. In Presseaussagen von Politiker*innen sowie bundespar-

lamentarischen Protokollen und Drucksachen werden rhetorische Zuspitzungen gegenüber der 

Klimabewegung besonders deutlich. Dazu gehören alle Vorlagen, die im Bundestag verhandelt 

werden, also Gesetzentwürfe, Anträge der Fraktionen oder der Bundesregierung, Beschlussemp-

fehlungen und Berichte der Ausschüsse, Änderungs- und Entschließungsanträgen, Große und 

Kleine Anfragen des Parlaments an die Bundesregierung, Berichte und Unterrichtungen sowie 

Fragen für die Fragestunde im Plenum. Solche Frames bereiten politische Forderungen und künf-

tige Gesetzgebung vor.  

Auch hier verdeutlichen drei Beispiele, welche Frames in der politischen Kommunikation vorzufin-

den sind: In der Schriftlichen Frage der MdB Beatrix von Storch (Mitglied der AfD), mit dem Titel 

„Gefährder in der Klima- und Umweltschutzprotestbewegung“179 zeigt sich die thematische Ver-

bindung von Klimaaktivismus und schweren Straftaten. Gefährder ist ein juristischer Begriff mit 

denen in Deutschland Personen bezeichnet werden, bei denen „bestimmte Tatsachen die An-

nahme der Polizeibehörden rechtfertigen, dass sie Straftaten von erheblicher Bedeutung, insbe-

sondere solche im Sinne des § 100a der Strafprozessordnung (StPO), begehen“ werden. Einge-

bettet ist diese Äußerung in die öffentliche Debatte um eine zunehmende Radikalisierung be-

stimmter Teile der Klimabewegung hin zu einer terroristischen Vereinigung, oft unter Bezug-

nahme auf die Entwicklung des gewaltorientierten Linksextremismus der deutschen Roten Armee 

Fraktion in den 1970er und 1980er Jahren. In der sprachlichen Verwendung der Wörterreihe „ge-

zielte Attacken auf den Energiesektor und die kritische Infrastruktur […]“ sowie die Frage nach der 

Möglichkeit zu der Verhinderung solcher ‚Anschläge‘ wird auch hier das Framing des Terrorismus 

erkennbar. Auch die Kleine Anfrage, ebenfalls der AfD, mit dem Titel „Zur Entwicklung radikaler 

Tendenzen innerhalb der Klimaprotestbewegungen mit Stand Anfang Dezember 2022“180 stützt 

diese Vermutung textlich, beispielweise wenn dort die Bundesregierung gefragt wird, inwiefern sie 

ausschließen könne, „dass durch eine mögliche stärkere Radikalisierung der Klimaproteste die 

Gefährdung von Menschenleben durch bestimmte Klimaprotestgruppierungen zunehmend 
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billigend in Kauf genommen wird?“ oder sich „[…] die Gruppierung „Aufstand der letzten Genera-

tion“ nach Ansicht der Bundesregierung noch in glaubhafter Form von extremistischen Strömun-

gen abgrenzen könne“.181 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU „Straßenblockierer und Museumsrandalierer härter bestra-

fen - Menschen und Kulturgüter vor radikalem Protest schützen“182 betrifft insbesondere das Fra-

ming der Straftäter*innen, wie beispielweise diese Textstelle zeigt: „Was jedoch als friedliche De-

monstration begann, hat sich in Teilen der Klimabewegung in den vergangenen Wochen und Mo-

naten zu einem radikalen und aggressiven Protest gewandelt, der kriminelle Mittel nicht scheut 

und dabei auch Leib und Leben von Menschen gefährdet […]. Friedliche Demonstrationen sind ein 

wichtiges und im Grundgesetz verbürgtes Instrument demokratischer Mitwirkung. Wer aber Straf-

taten begeht, statt die demokratischen Mittel zu nutzen, beschädigt im Ergebnis das Anliegen des 

Klimaschutzes.“183 

Eng damit verzahnt ist der Frame eines Angriffs auf den Rechtsstaat, gegen den dieser sich ver-

teidigen müsse. So forderten zahlreiche Bundespolitiker*innen und auch Mitglieder der Regierung, 

dass sich „der Rechtsstaat nicht auf der Nase herumtanzen“ lassen dürfe184 und mit der „vollen 

Härte des Rechtsstaats“ auf Klimaprotest zu reagieren sei.185 Justizminister Marco Buschmann 

trat sogar in einer Diskussionsrunde mit Klimaaktivist*innen der Letzten Generation auf, „um den 

Rechtsstaat zu verteidigen“.186 Mit dem Rechtsstaatsprinzip wird hier der Kern der verfassungs-

mäßigen Ordnung und damit die Grundlagen des gesellschaftlichen Zusammenlebens angespro-

chen. Zu diesem Wert wird Klimaprotest in einen Widerspruch gesetzt und damit außerhalb des 

gesamtgesellschaftlichen Konsenses verortet. Dabei wird der Begriff des Rechtsstaates, dessen 

zentrales Anliegen die Begrenzung staatlicher Macht durch das Recht ist,187 zweckentfremdet, 

um eine möglichst weitreichende Ausübung staatlicher Macht zu legitimieren. 

6.3 Hasskommentare und Drohungen in den sozialen Medien  

Medienvermittelte Kommunikation ist heute ohne den Einfluss der sozialen Medien nicht mehr 

denkbar. Klimaaktivist*innen können sich zwar in diesen digitalen Räumen frei äußern und eine 

große Reichweite erzielen, sind aber im Internet auch viel Hass ausgesetzt. Diese Entwicklung 

schreckt aufgrund der weitreichenden Konsequenzen von einem verstärkten Engagement im In-

ternet ab. 

Nahezu alle Klimaaktivist*innen, die in besonderem Maße in die Öffentlichkeit treten, sehen sich 

Hasskommentaren und Drohungen im Netz ausgesetzt. Von der Autorin Katja Diehl auf Twitter, 

die sich öffentlich für die Verkehrswende und klimafreundliche Mobilität einsetzt, über Luisa Neu-

bauer, Carla Reemtsma von Fridays for Future zu Carla Hinrichs von der Letzten Generation be-

richten Aktivist*innen über verbale, häufig misogyne Angriffe und Hetze, die nicht selten die 

Grenze zur Strafbarkeit überschreiten.188  

Ein Großteil der Hetze kommt von rechtsextremen Akteur*innen. Mit der Digitalisierung hat sich 

der Rechtsextremismus zunehmend ins Internet verlagert.189 Rechtsextreme nutzen das Internet 

strategisch, um politische Gegner*innen gezielt anzugreifen und mundtot zu machen.190 Klimaak-

tivist*innen werden teilweise über mehrere Tage von rechten bis rechtsextremen Akteur*innen im 

Netz attackiert. Diese Angriffe sind Teil einer gezielten Strategie, politische Gegner*innen zu be-

einflussen und den demokratischen Diskurs zu behindern.191 
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Ausblick 

Die demokratischen Teilhaberechte, die unsere Verfassung verspricht und die das Fundament 

unserer freiheitlichen Demokratie bilden, sind Ergebnis langer gesellschaftlicher und politischer 

Aushandlungsprozesse. Als solche müssen sie kontinuierlich „gelebt, eingehalten, vor und gegen 

Gerichte eingefordert und gegen Angriffe verteidigt werden“, erinnerte die ehemalige Bundesver-

fassungsrichterin Prof. Dr. Susanne Baer anlässlich der Vorstellung des Grundrechte-Reports am 

75. Geburtstag des Grundgesetzes am 23. Mai 2023.192 Wie sehr das gerade für die Partizipati-

onsrechte von Klimaaktivist*innen gilt, wurde weniger als 24 Stunden später deutlich, als am 24. 

Mai bundesweit 170 Ermittlungsbeamte an dreizehn Orten Razzien gegen die Letzte Generation 

durchführten.  

Die in diesem Bericht skizzierten Entwicklungen sind besorgniserregend und teils alarmierend. Sie 

geben Anlass für eine kritische Reflexion über den Umgang mit Klimaprotest in einem demokrati-

schen Verfassungsstaat. Diese Frage dürfte in Zukunft weiter an Dringlichkeit gewinnen. Die aktu-

elle Klimapolitik ist weit davon entfernt, die verfassungs- und völkerrechtlich verbindlichen Vorga-

ben des Übereinkommens von Paris und einen 1,5°-kompatiblen Reduktionspfad einzuhalten. Da-

rauf wiesen im Sommer über 60 Professor*innen in einem offenen Brief an die Bundesregierung 

hin.193 Die Bundesregierung geht selbst nicht davon aus, durch die bislang verabschiedeten Maß-

nahmen die Klimaziele des Klimaschutzgesetzes bis 2030 einzuhalten.194 Der Expertenrat für Kli-

mafragen bemängelt das Fehlen eines schlüssigen Gesamtkonzepts.195 Das hindert die Gesetz-

gebung aber nicht daran, die deutsche Klimaschutzarchitektur des KSG weiter abzuschwä-

chen.196 Gleichzeitig werden die Auswirkungen der Klimakrise immer deutlicher spürbar. So war 

der Juli 2023 der heißeste Monat und das Jahr 2023 voraussichtlich das wärmste Jahr seit Be-

ginn der Wetteraufzeichnungen.197  

Je weiter sich aber klimapolitisches Versagen und Klimakrise zuspitzen, desto zahlreicher und 

vehementer werden Menschen für den Erhalt ihrer Lebensgrundlagen und ihrer Chancen auf eine 

lebenswerte Zukunft protestieren. Wenn Staat und Gesellschaft darauf mit Repression antworten, 

statt sich einer konsequenten Klimaschutzpolitik zuzuwenden, droht eine Eskalationsspirale, in 

der wir nicht nur den Kampf gegen die Klimakrise, sondern auch unsere demokratischen Frei-

heitsrechte zu verlieren drohen. Angesichts dieser Gefährdung zivilgesellschaftlicher Partizipati-

onsmöglichkeiten sind sowohl staatliche Institutionen, Medien als auch die Zivilgesellschaft auf-

gefordert, die Handlungsspielräume für die Klimabewegung zu erhalten und zu verteidigen. 
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https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw38-de-bundesklimaschutzgesetz-965094
https://www.dw.com/de/juli-2023-der-hei%C3%9Feste-monat-aller-zeiten/a-66473183
https://www.spiegel.de/wissenschaft/eu-klimawandeldienst-2023-wird-wohl-das-waermste-jahr-seit-beginn-der-aufzeichnungen-a-11a58800-7219-4af9-9545-dc032a2112f9
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